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Beschluß vom 28. April 1993 


1. Die abweichenden Berichte 

— des Berichterstatters Dr. Andreas von Bülow (SPD-Fraktion) vom 
27. April 1993 und 

— der Berichterstatterin Andrea Lederer (Gruppe PDS/Linke Liste) vom 
27. AprU 1993 

werden als Ergänzung des 3. Teilberichts (Bundestags-Drucksache 
12/4500) festgestellt. 

2. Die Ergänzimg des 3. Teilberichts wird dem Deutschen Bundestag mit der 
Beschlußempfehlung vorgelegt, sie zur Kenntnis zu nehmen. 
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1. Vorbemerkung 

Der Untersuchungsausschuß hat in der Sitzung vom 
3. März 1993 den Dritten Teilbericht über die Prakti- 
ken des Bereichs Kommerzielle Koordinierung bei der 
Beschaffung imd Verwertung von Kimstgegenstän- 
den imd Antiquitäten mit der Ausschußmehrheit von 
CDU/CSU imd FDP gegen die Stimmen der SPD 
festgestellt. Der Antrag der SPD, die Feststellung des 
Dritten Teilberichts zu vertagen, war vorher mit der 
Mehrheit der Stimmen von CDU/CSU und FDP abge- 
lehnt worden. 

Von der SPD und den Gruppen von Bündnis 90/Die 
Grünen und PDS wurden daraufhin abweichende 
Berichte angekündigt. 

Die SPD bedauert, daß es im Gegensatz zu den ersten 
beiden Teilberichten des Untersuchimgsausschusses 
nicht gelungen ist, einen von allen Mitgliedern des 
Ausschusses gemeinsam getragenen Dritten Teilbe- 
richt zu beschließen, obwohl bei der Behandlung des 
dem Bericht zugrundeliegenden Untersuchimgskom- 
plexes weitgehend Übereinstimmung bestand. 

Ein im Dezember 1992 vom Ausschußsekretariat erar- 
beiteter Entwurf des Dritten Teilberichts wurde über- 
einstimmend von den Berichterstattern als Grundlage 
für einen gemeinsamen Bericht nicht akzeptiert. Ein 
daraufhin von Mitarbeitern der Ausschußmehrheit 
erstellter Änderungsentwurf wurde mit Einverständ- 
nis der SPD der weiteren ausschußintemen Arbeit 
zugrunde gelegt. 

Bei dem für die Feststellung des Dritten Teilberichtes 
vorgeschlagenen Termin, 3. März 1993, ist die SPD 
davon ausgegangen, daß der Entwurf des Teilberich- 
tes so rechtzeitig vorliegt, daß die Mitglieder des 
Ausschusses den Entwurf durcharbeiten, Änderungs- 
vorschläge ausarbeiten imd über Inhalt und Ände- 
nmgsbedarf beraten können. 

Nachdem vom Ausschußsekretariat die Verteüung 
des Entwurfs des Dritten Teilberichtes für den 19. Fe- 
bruar 1993 mit gleichzeitiger Bitte um Stellungnahme 
bis zum 24. Februar 1993 angekündigt worden war, 
bat der Obmann der SPD-Fraktion im Untersuchungs- 
ausschuß mit Schreiben vom 17. Februar 1993 den 
Vorsitzenden des Untersuchungsausschusses um Ab- 
setzung der geplanten Feststellung des Dritten Teü- 
berichtes von der Tagesordnung der nichtöffentlichen 
Sitzung am 3. März 1993. Diese Bitte wurde von der 
Ausschußmehrheit abgelehnt. 

Gleichwohl beteiligte sich die SPD an der ganztägigen 
Mitarbeiterbesprechung am 26. Februar 1993 bei der 
fehlerhafte und unvollständige Darstellungen in dem 
Entwurf bereinigt werden konnten. Zu diesem Zeit- 
punkt lag der Entwurf des Teils D „Gesamtbeurtei- 
lung und Schlußfolgerungen" noch nicht vor. Dieser 
Teil ging den Mitgliedern des Untersuchungsaus- 
schusses erst am 2. März 1993, einen Tag vor der 
geplanten Feststellung des Dritten Teilberichts zu. Die 
aufgrund der Mitarbeiterbesprechung überarbeiteten 


Teile A bis C waren am 1 . März 1993 gegen 17.00 Uhr 
verteilt worden. 

Bei diesem Zeitablauf hatte kein Abgeordneter der 
SPD bis zur Sitzung am 3. März 1993 Zeit und 
Gelegenheit auch nur zu einem oberflächlichen 
Durchlesen. 

Es bleibt für die SPD unerfindlich, weshalb die Aus- 
schußmehrheit den Dritten Teilbericht unter diesen 
Voraussetzungen feststellen mußte, zumal weitere 
Teilberichte des Untersuchungsausschusses nach 
ihrem Willen bis zum Ende der Legislaturperiode 
nicht mehr erstellt werden sollen. 


2. Abweichende Auffassung der Mitglieder 
der SPD-Bundestagsfraktion 
im Untersuchungsausschuß 

a) Die wesentlichen Inhalte der Teile A bis C des von 
der Ausschußmehrheit festgestellten Dritten Teil- 
berichtes können von den Mitgliedern der SPD im 
Untersuchungsausschuß trotz teilweiser tenden- 
zieller Darstellung mitgetragen werden. 

Aus Sicht der SPD wurden einige Sachverhalte 
jedoch nicht oder nur unvollständig in den Bericht 
aufgenommen, was bei einer Verschiebung der 
Feststellung hätte vermieden werden können. 

Hierzu gehören, 

— die Darstellung der Rolle des früheren General- 
direktors der Kunst und Antiquitäten GmbH, 
Horst Schuster, 

— die von der Ausschußmehrheit eher beschöni- 
gend dargestellte Rolle des früheren Antiquitä- 
tenhändlers Siegfried Kath, 

— die Rolle der westlichen Geschäftspartner der 
Kunst und Antiquitäten GmbH und der Bundes- 
regierung nach Bekanntwerden der Geschäfts- 
praktiken, 

— der vom Umsatz her aus dem Rahmen fallende 
Erwerb einer Meißener Porzellansammlung 
durch den früheren Strauß-Vertrauten und 
DDR-Geschäftspartner Josef März. 

Bis auf den früheren Generaldirektor Horst Schu- 
ster verzichtet die SPD auf eine Darstellung der 
Feststellungen des Untersuchungsausschusses 
über die Tätigkeit weiterer Mitarbeiter der Kunst 
und Antiquitäten GmbH für das MfS. Die Rolle des 
MfS im Bereich Kommerzielle Koordinierung wird 
in einem gesonderten Kapitel des Abschlußberich- 
tes umfassend dargestellt werden müssen. Das 
gleiche gilt für bestimmte Sondergeschäfte der 
Kunst und Antiquitäten GmbH, die dem Untersu- 
chungskomplex „Allgemeine Wirtschaftskrimina- 
lität" zuzuordnen sind. 
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b) Die im Teil D des festgestellten Dritten Teilberich- 
tes vorgenommene „Gesamtbeurteilung und 
Schlußfolgerungen" wird von der SPD nicht voll 
mitgetragen. Wesentlicher Grund hierfür ist, daß 
entgegen der früher einvemehmlichen Auffassimg 
der Mitglieder des Ausschusses auf eine Kritik an 
der Entscheidimg des Bundesgerichtshofes im 
Falle Werner Schwarz verzichtet wurde, obwohl 
aus der Einzelfalldarstellung im Mehrheitsbericht 
weiterhin der Schluß gezogen werden kann, daß 
der Bundesgerichtshof bei Berücksichtigung aller 
entscheidimgsrelevanten Gründe zu einem ande- 
ren Urteil gekommen wäre. 


3. Ergänzungen des Mehrheitsberichtes 
(Teile A bis C) 

a) Zur Rolle des früheren Generaldirektors 
der Kunst und Antiquitäten GmbH 
Horst Schuster 

(Seite 12 ff. des Mehrheitsberichtes) 

Horst Schuster war vom 20. Januar 1973 bis zum 
22, Dezember 1980 Hauptgeschäftsführer der 
Kunst und Antiquitäten GmbH. Bereits vor Auf- 
nahme dieser Tätigkeit war er langjähriger inoffi- 
zieller Mitarbeiter des MfS (IM „Sohle"), Im 
Dezember 1980 wurde Horst Schuster als Hauptge- 
schäftsführer der Kunst imd Antiquitäten GmbH 
durch Joachim Parken (IM „Hans Borau" ) abgelöst. 
Die Ablösung stand offensichtlich im Zusammen- 
hang mit dem vom MfS nicht genehmigten Bau von 
Einfamilienhäusern für sich selbst und seine Füh- 
nmgsoffiziere aus der HA XVIII des MfS. 

Trotz dieser wirtschaftlichen Unregelmäßigkeit 
wurde Horst Schuster nach seiner Ablösung wei- 
terhin im Bereich Kommerzielle Koordinierung in 
verantwortlicher Stellimg bei der BERAG-Export- 
Import GmbH eingesetzt. 

Während seiner Tätigkeit bei der BERAG nahm 
Horst Schuster 1982 über seine spätere Ehefrau 
Anka von Witzleben, die bei der Kirnst und Anti- 
quitäten GmbH als Gutachterin tätig war und die er 
dort keimengelemt hatte, Kontakt zum BND auf. 
Mit Hilfe des BND hat Horst Schuster zusammen 
mit Anka von Witzleben Ostern 1983 die DDR über 
Ungarn verlassen und seinen Wohnsitz in Bayern 
genommen. 

Von 1982 bis 1983, vor allem aber nach seinem 
Überwechseln in die Bundesrepublik Deutschland 
hat Horst Schuster dem BND umfangreiche Infor- 
mationen über den Bereich Kommerzielle Koordi- 
nierung und speziell auch über die Kunst und 
Antiquitäten GmbH erteilt. 

In seiner Vernehmung durch den Untersuchungs- 
ausschuß am 19. März 1992 hat Horst Schuster 
bestätigt, daß er in den sechziger Jahren während 
einer Auslandsreise nach Paris durch den CIA als 
Agent angeworben wurde. 


Nach der Enttarnung und Verhaftung eines ande- 
ren CIA- Agenten in der DDR im Juni 1966 wurde 
Horst Schuster während eines Auslandsaufenthal- 
tes von einem CIA-Mitarbeiter angeraten, nicht in 
die DDR zurückzukehren. 

Trotz dieser Warnung reiste er zurück und wurde in 
dem Prozeß gegen den enttarnten CIA-Agenten 
durch das MfS als Zeuge der Anklage präsentiert, 
wodurch er offensichtlich selbst einer strafrechtli- 
chen Verfolgung entging. 

Folge für Horst Schuster war, daß er erst ab 1978 
wieder Reisen in das „nichtsozialistische Wirt- 
schaftsgebiet" durchführen durfte. 

Aus Materialien des Bundesbeauftragten für die 
Unterlagen des Staatssicherheitsdienstes der ehe- 
maligen DDR ergeben sich Hinweise, daß Horst 
Schuster während seiner Tätigkeit bei der Kunst 
imd Antiquitäten GmbH zusammen mit dem öster- 
reichischen Geschäftspartner Hans-Peter Schillin- 
ger von der in der Schweiz ansässigen Firma 
RCM-AG („Rubens Consulting Marketing") rd. 
2,3 Mio. DM zu Lasten der DDR einbehalten haben 
soll. Zudem soll Horst Schuster über ein persönli- 
ches Konto in der Schweiz verfügt haben. 

Bei der Summe von 2,3 Mio. DM soll es sich um den 
Provisionsanteil aus Geschäften im Werte von rd. 
15 Mio. DM gehandelt haben, die von der Kunst 
und Antiquitäten GmbH über die Schillinger Firma 
RCM abgewickelt worden waren. 

Nach seiner Flucht in die Bundesrepublik Deutsch- 
land kam es zwischen Schuster und Schillinger zu 
finanziellen Auseinandersetzungen um den Anteil 
an diesen Provisionsbeträgen. In einem Schreiben 
vom Dezember 1983 an „Hans- Peter" (Schillinger) 
hat Schuster auf „mehr als fünfzehn Jahre unserer 
Zusammenarbeit mit dem Ziel einer gemeinsamen 
Wohlfahrt" hingewiesen. In dem Schreiben hat 
Horst Schuster auch seine frühere Tätigkeit für 
westliche Geheimdienste hervorgehoben. (Doku- 
ment 1) 

Um seine Geschäftsverbindungen zur DDR nicht zu 
verlieren, hat Hans-Peter Schillinger die einbehal- 
tenen Gelder an die DDR zurückbezahlt. Jedenfalls 
hat der damalige Generaldirektor der Kunst und 
Antiquitäten GmbH Joachim Parken mit Schreiben 
vom 1. Dezember 1983 bestätigt, daß keinerlei 
Ansprüche gegenüber Hans-Peter Schillinger oder 
der RCM mehr bestehen. (Dokument 2) 

Die finanziellen Auseinandersetzimgen zwischen 
Schuster und Schillinger wurden nach einer Über- 
weisung von 250.000, — DM an Schuster been- 
det. 

Obwohl der Sachverhalt im Untersuchungsaus- 
schuß bisher nicht restlos aufgeklärt wurde, halten 
die Mitglieder der SPD den Vorgang über die 
Veruntreuung der Gelder für sehr bedeutsam. 
Macht er doch deutlich, daß es Wirtschaftsfunktio- 
nären bereits in einer scheinbar noch funktionie- 
renden DDR mit Hilfe ausländischer Geschäfts- 
partner möglich war, Gelder beiseite zu schaffen. 
Derartige Geldtransaktionen auf Schweizer Bank- 


7 





Drucksache 12/4832 


Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode 


konten sind offensichtlich auch im Rahmen des 
Fleischhandels vorgenommen worden. 

b) Zur Rolle des Antiquitätenhändlers 
Siegfried Kath 

(Seite 14 ff, des Mehrheitsberichtes) 

Nach Auffassimg der Mitglieder der SPD im Unter- 
suchimgsausschuß wurde im Dritten Teilbericht 
die Rolle des Antiquitätenhändlers Siegfried Kath 
eher beschönigend dargestellt. 

Siegfried Kath wurde beim Aufbau seines für 
DDR-Verhältnisse riesigen Privatuntemehmens 
mit Jahresiunsätzen bis zu 30 Mio, Mark vom 
Bereich Kommerzielle Koordinienmg imd dem 
MfS zimächst unterstützt und geschützt. Der Stell- 
vertreter von Alexander Schalck-Golodkowski, 
Manfred Seidel, unterband — als Offizier im beson- 
deren Einsatz auftretend — offiziell bei der 
Bezirksverwaltimg Dresden des MfS jede weiteren 
Ermittlimgen gegen Siegfried Kath, die dort wegen 
seiner dubiosen Beschaff imgsmethoden anhängig 
waren. Seltsam mutet auch an, daß Siegfried Kath 
international als abhanden gekommen deklarierte 
Meißener Kimstgegenstände den Staatlichen 
Sammlimgen Dresden vermachen konnte. 

Hinweisen auf zweifelhafte Beschaffungen von 
Kxmstgegenständen aus Kirchen konnte der Unter- 
suchimgsausschuß auch aus Rücksichtnahme auf 
seinen angegriffenen Gesimdheitszustand nicht 
weiter nachgehen. 

Ungeklärt blieben bisher auch die wirklichen 
Gründe, die zu einer Förderung der geschäftlichen 
Aktivitäten von Siegfried Kath nach seinem 
erzwimgenen Überwechseln in die Bimdesrepu- 
bhk Deutschland durch den Bereich Kommerzielle 
Koordinienmg geführt haben. 


c) Zur Rolle der westlichen Geschäftspartner 
der Kunst und Antiquitäten GmbH 
und die Rolle der Bundesregierung 

(Seite 56, Seite 48/49 des Mehrheitsberichtes) 

Von den rd. 40 Geschäftspartnern der Kirnst imd 
Antiquitäten GmbH in der Bundesrepublik 
Deutschland wurde nur der umsatzstärkste Händ- 
ler Eduard Sabatier als Zeuge vom Untersuchimgs- 
ausschuß vernommen. Entsprechend imterbelich- 
tet mußte das Geschehen auf wesüicher Seite im 
Mehrheitsbericht dargestellt werden. Vor Ende der 
Beweisaufnahme sollte ein weiterer Zeuge aus 
dem Kreis der westlichen Geschäftspartner der 
Kirnst und Antiquitäten GmbH vom Untersu- 
chungsausschuß vernommen werden. 

Auch nach der Veröffentlichung der Geschäfts- 
praktiken der Kunst und Antiquitäten GmbH in der 
Fachzeitschrift „art“ im Jahre 1984 kam es zu 
keiner Änderung des Kaufverhaltens westlicher 
Kunst und Antiquitätenhändler. Im Gegenteil, 
nach den Unterlagen der Kunst und Antiquitäten 
GmbH kaim eher davon ausgegangen werden, daß 
zusätzliche Kunst und Antiquitätenhändler nach 
der Veröffentlichung an Geschäftsanbahnungen 


zur Kunst und Antiquitäten GmbH interessiert 
waren, weil sie eine neue Lieferquelle entdeckt 
hatten. 

Vollständig aufgeklärt wurde bisher auch nicht die 
Rolle der Bundesregierung, Die Methoden der 
Kunst und Antiquitäten GmbH waren der Bundes- 
regierung durch die Aussagen von Horst Schuster 
beim BND, durch Veröffentlichung in der Fachzeit- 
schrift „art" und durch die Prozeßführung im Falle 
Werner Schwarz bekannt. Gleichwohl wurde die 
Genehmigungspraxis für den Import von Antiqui- 
täten nicht geändert. (Vgl. hierzu die beigefügten 
Dokumente 3 und 4) 

d) Direktverkauf von Kunstgegenständen 
und Antiquitäten an Josef März 

(Seite 53 des Mehrheitsberichtes) 

Der Rosenheimer Fleischgroßhändler und Franz- 
Josef Strauß-Vertraute Josef März nutzte seine 
Geschäftsbeziehungen zum AHB Nahrung und 
seine durch Simon Goldenberg vermittelten Kon- 
takte zum Bereich Kommerzielle Koordinierung 
dazu, Kunstgegenstände und Antiquitäten in 
der ehemahqen DDR zu erwerben. (Dokumente 6 
bis 9) 

Durch die Vernehmung des Liquidators der Kunst 
und Antiquitäten GmbH Horst Plokarz durch den 
Untersuchungsausschuß am 18. März 1992 wurde 
bekannt, daß Josef März Anfang 1984 220 Unikate 
der Staatlichen Porzellanmanufaktur Meißen zum 
Kaufpreis von 1 625 000, — Mio. DM erworben hat. 
Beim damaügen Kauf wurde eine Packliste sowie 
eine begleitende Fotodokumentation über die 
sogenannte Böttger- Sammlung übergeben. 

Die Porzellansammlung soll auch noch nach dem 
Tod von Josef März im Jahre 1988 verpackt im 
Hause März aufbewahrt worden sein. Im Jahre 
1991 wurde die Sammlung dann von der Erbenge- 
meinschaft März an die in Verden/Aller ansässige 
Firma Eduard Sabatier weiterverkauft, ohne die 
Kisten vorher zu öffnen. Die Initiative für dieses 
Geschäft ging von der Firma Sabatier aus, die 
durch die Anstellimg eines früheren Mitarbeiters 
der Kunst und Antiquitäten GmbH Kenntnis vom 
Erwerb der Sammlung durch Josef März erhalten 
hatte. 

Die Firma Sabatier will beim Öffnen der Kisten 
festgestellt haben, daß einige Unikate nicht mit der 
Fotodokumentation übereinstimmen, was zu einer 
Wertminderung der Sammlung in Höhe von 
1 007 000, — DM führte (Dokument 10). 

Die Aufforderung von Josef März jr. an den Liqui- 
dator Horst Plokarz, innerhalb von 14 Tagen ent- 
weder die fehlenden bzw. nicht dokumentations- 
gerecht gelieferten Unikate nachzuliefem oder 
1 007 000, — DM zu zahlen, wurde vom Liquidator 
Horst Plokarz dem Grunde und der Höhe nach 
zurückgewiesen (Dokument 11). 

Der Zeuge Eduard Sabatier hat bei seiner Verneh- 
mung durch den Untersuchungsausschuß am 
18. März 1992 ausgesagt, daß er sich mit Josef 
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März jr. geeinigt habe, März würde etwas zahlen 
und wäre behilflich, die fehlenden Objekte zu 
finden. 

Über den Erwerb der Porzellansammlung durch 
Josef März existieren nach Aussage des Zeugen 
Horst Plokarz bei der Kunst und Antiquitäten 
GmbH keinerlei Unterlagen. 

Das Geschäft mit der Porzellansammlung war auch 
Gegenstand der Vernehmung von Josef März jr. 
durch den Bayerischen Untersuchungsausschuß 
am 22. Oktober 1992. 

Auf Anfragen, ob es sich bei dem Geschäft um eine 
versteckte Provisionszahlung oder eine Belohnung 
für die Tätigkeit von Josef März handeln könnte, 
antwortete er: 

„Fakt ist, daß die Sache bezahlt worden ist, und das 
ist nachweisbar, weil die Einfuhrdokumente da 
sind. Und Fakt ist, daß das verkauft worden ist, das 
Meißen. Und darüber hinaus habe ich keine Kennt- 
nisse. Das andere ist alles Mutmaßungen". 


4. Qesamtbeurteilung und Schlußfolgerungen 

Durch die 1973 gegründete Kunst und Antiquitäten 
GmbH wurden bis zum Beginn ihrer Liquidation im 
Februar 1990 rd. 330 Millionen Valutamark als 
Gewiim erzielt, wobei sich der jährlich erzielte 
Gewinn von rd. 11 Mio. Valutamark im Jahr 1974 auf 
rd. 34 Millionen Valutamark entwickelte. 

Die Kirnst und Antiquitäten GmbH hat wie alle Firmen 
des Bereiches Kommerzielle Koordirüerung nach 
kapitalistischen Grundsätzen mit dem Ziel der 
Gewinnmaximierung zur Devisenerwirtschaftung ge- 
arbeitet. Dabei bediente sie sich teilweise erpresseri- 
scher Methoden, die einer rechtsstaatlichen Prüfung 
nicht standhalten. 

Bei der Beschaffung von Waren für die Geschäftstä- 
tigkeit der Kunst und Antiquitäten GmbH besaß der 
VEB Antikhandel Pirna als Ankaufsbetrieb eine 
Sonderstellimg. Er konnte Waren zu einem Mehr- 
fachen des tatsächlichen Wertes einkaufen, was 
zu einer allgemeinen Wertsteigerung von Kunstge- 
genständen imd Antiquitäten in der ehemaligen 
DDR führte. 

Bereits vor der Behandlung des Untersuchungskom- 
plexes „Kunst und Antiquitäten" hatten die Mitglie- 
der des Untersuchungsausschusses durch Buch- und 
Presseveröffentlichimgen Hinweise auf obskure Ma- 
chenschaften beim Handel mit Kunst und Antiquitä- 
ten in der ehemaligen DDR erhalten, die durch zahl- 
reiche Briefe von davon betroffenen Bürgern an den 
Untersuchungsausschuß untermauert wurden. Von 
den bekannt gewordenen Fällen konnten nur einige 
werüge im Untersuchungsausschuß behandelt wer- 
den. Dabei wurde deutlich, daß bei der Beschaffung 
von Waren für den Export in die Bundesrepublik 
Deutschland und Länder des westlichen Auslandes 
zur Devisenbeschaffung die Übernahme von Samm- 
lungen einzelner Bürger nach Steuerverfahren oder 
Steuerstrafverfahren eine besondere Rolle gespielt 


haben. Einzelne Sammlungen wurden durch planmä- 
ßiges und skrupelloses Handeln von Organen der 
Steuerverwaltung, des Ministeriums für Staatssicher- 
heit und der Justiz zur Grundlage von Steuerstrafver- 
fahren gemacht. Mit dem Anstieg der Ankaufspreise 
erhöhte sich auch der Wert der im Privatbesitz befind- 
lichen Sammlungen. Ausgehend von einem Steuer- 
recht mit einer Steuerfreigrenze von 50 000, — DM 
wurde eine Situation geschaffen, daß Privatsammler 
— für sie oftmals unbemerkt — über diese Freigrenze 
hinauskamen und in die Fänge staatlicher Organe der 
ehemaligen DDR gerieten. Steuerlich ungeschoren 
blieben jedoch die Angehörigen der Politprominenz, 
die wie Alexander Schalck-Golodkowski Kunst und 
Antiquitäten von beträchtlichem Wert besaßen. 

Trotz formaler Einhaltung der Kulturschutzvorschrif- 
ten zeigt auch das Vorgehen des Bereiches Kom- 
merzielle Koordinierung beim Verkauf von wert- 
vollen Kunstgegenständen und Antiquitäten aus 
den Museen an westliche Händler, daß der ehema- 
ligen DDR jedes Mittel zur Devisenerwirtschaftung 
recht war. 

Spätestens seit Erscheinen des Aufsatzes in der Fach- 
zeitschrift „art" im Jahre 1984 waren bei westlichen 
Händlern die Methoden der Beschaffung von Kunst- 
gegenständen und Antiquitäten in der ehemaligen 
DDR bekannt. Das hatte aber auf die Geschäfte der 
Kunst und Antiquitäten GmbH keinen negativen 
Einfluß. Es kann sogar davon ausgegangen werden, 
daß sich erst nach der Veröffentlichung weitere west- 
liche Händler um Geschäftsanbahnimgen mit der 
Kunst und Antiquitäten GmbH bemühten. Diese 
Händler müssen sich heute den Vorwurf gefallen 
lassen, daß sie durch den geweckten Bedarf den 
Praktiken der Kunst und Antiquitäten GmbH Vor- 
schub geleistet haben. 

Die Machenschaften der Kunst und Antiquitäten 
GmbH und deren Helfern in verschiedenen Staatsor- 
ganen der ehemaligen DDR waren auch der Bundes- 
regierung bekannt. Weder der Bundesminister für 
Wirtschaft noch der Bundesminister für Iimerdeutsche 
Beziehungen sind aktiv geworden, um im innerdeut- 
schen Handel wirksame Gegenmaßnahmen zu ergrei- 
fen. 

Abweichend von der Ausschußmehrheit sind die Mit- 
glieder der SPD im Untersuchungsausschuß nach wie 
vor der Auffassung, daß vom Bundesgerichtshof die 
Beschlagnahmepraxis im Fall des Kimstsammlers 
Werner Schwarz nicht richtig bewertet wurde. Bei 
Berücksichtigung aller Umstände hätte der Bundes- 
gerichtshof zu einer anderen Entscheidung kommen 
müssen. 

Die Mitglieder der SPD im Untersuchungsausschuß 
unterstützen die Empfehlimg der Ausschußmehrheit 
an den Gesetzgeber, Möglichkeiten einer wenigstens 
teilweisen Wiedergutmachung und der Herausgabe 
von zu Unrecht weggenommenen Kunstgegenstän- 
den und Antiquitäten zu prüfen. 

Trotz des Zeitdrucks bei der Erfüllung des Untersu- 
chungsauftrages sollte sich der Ausschuß darauf ver- 
ständigen, daß bis zum Abschlußbericht noch eirüge 
offen gebliebene Fragen geklärt werden. 
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Lieber Kans-t’eler ! 


Am 7.12.1983 K'jrde aul Deinen V.‘i;r.3c!i hm : r. 

\ereintart, dai alle weiteren Ver hs.nd 1 u nge.-. nur 
:;i>ch rwischcMi den uns jeweilig ver ir e t cndcü Kcclits- 
„n-alien erfclcer. sollen. 

Nun habe icli seitdem von Herrn Dr. Suchoael außer 
verschiedenen Schreiben an Dr. v. Scheeler, in denen 
irgendwelche Rechtsansprüche meinerseits grundweg 
bestritten v/erden’, keinerlei neue Vorschläge trhal- 
ien, die erwähnenswert wären. 

Vielmehr hat nun Herr Rubens in Dtir.eni Auiirage und 
mit Vollmacht von Dr. Suchooel aa 9.2.19S4 mit mej- 
r.ca Rechtsanwalt in München gesprochen und wie er 
zu formulieren beliebte^den Gegenangriff unget ret en . 

Nun wissen wir beide recht gut, welche Kenntnisse 
Herr Rubens außer dem USA^-Meißengeschäf t , was ja auch 
noch nicht abgewickelt istj» von unseren Bcaiehunoon 
hat, nämlich g ar keine4 ^auBer den Dingen, die Du ihm 
darsteiist. Dabei schien er nicht gut beraten gewesen 
zu sein. 

Ich könnte nun meinerseits, weil ja nun die Absprachen 
vom 7. 12. 1933 außer\Kraft gesetzt wurden, auch direkt 
□it Herrn Dr. Suchomel sprechen, um ilm auIzukJürcn. 

Darauf verze^chte ich lieber und ziehe es vor. Dir 
meinen Standpunkt zu den von Herrn ’Rubens vorgetra- 
genen Argumenten selbst mitzuteilen. 

Dabei verzichte ich um der Möglichkeit ihrer Darstellung 
willen auf jede moralische und laienhafte juristische 
Wertung. 

'In den mehr eis füTi-fa ehn Jahren unse re r Zusammenar bei t < 
iärt”deä Zi^i*" einer gem einsame n Wo hlf a hrt ^at cs Herrn ~ 

' Ruhend” itanef* nur als eine Kädfipur^ den guten Onkel 
nur. r. r t f r »! . I r v,»* hon ^ Du h.'iirnrt .-itioh i! i <* RCM . 
die Dir ju in dor Mnjoiii.i: ge!:«»!;, ;i I s 

Firma dann iifru'izt, wenn man für die Geschäfte eine 
Firma brauchte... Wenn also jetzt Herr Rubens als 
Präsident Deiner Firma auftritt, wird das formell schon 
seine Richtigkeit haben - inhaltlich ist er Dein Mit- j 
arbei tcr . ^ 


_ 0 _ 





•iierr 


Rucens 


hat darauf hi noovicscii . daS Du ir. Besitz 


vor. Fotc icopi en bist« dis Uv von Keine n Dir t rfcuhar.jeri sc h 
7 is^'j c s «- ~ z ur i>ea on _ c- r v rf; i:. ;:«-i 

Si ii vci? u.rü T-si rc» : c !'. v ber r-'öcaon u n^vt.» ""di-r 

i i;c g.jl :iasäeiuhrter. Doku cc-ntcn zur Vor bereltuns~ ~" 
ir. f ITTe r^Tocirf-'o’aT" c e* t' "UDTf *f!eyesen Has t, (iie nTich 
gegeauPC-T lirA ilt*en ueizsten vutueiT. 


Diese Dokuente - d.h. nel ne eiR encn - würden denn v6i: 
Dir "ef cTt eiet? rr wenn dlh reTclcr^isyorscl.lfcR’ricIit 
anrre'tine. «« — — — 


I 


^Diese ly-rsönlichen Dokumente könne» Jedoch von Dii nie- 
mals gegen mich verwandt verdent veil sie höchstens: 

^ unsen* t in den Au^en der DDR - illegale Zus a mmenarbeit «e 

- meine Triihere lätigkeit iur westliche Narcbrichtendienste 

- meine Beziehungen in der DDR 

dokumentieren, wegen der ich die DDR verlassen muflt e« ^ 

2. Herr Rühens hat gedroht: 


a^daS Du und die RCM im Falle meiner Nichtabnahme Eures 
Vorschliiges meine Einreise und temporären touristischen 
Aufenthalt in der Schweiz als Börger der Bundesrepublik 
Deutschland unwbinden werdet. 


Wie und aufgrund welcher Rechtslage dies erfolgen 
sollte ist nicht nur mir unklar. Aufierdem wörde es 
mich kaum berühren, weil ich weder dort eine Aufent- 
haltsgenhemigung und Arbeitsgenehmigung noch gravierende 
wirtschaftliche Interessen habe. 

n wieveit die Schweizer SicherheitsbehBrden andersei ts 
d ie' Aktivitäten und Bindungen ihrer eigenen ansässig ^ 
irrrr^rf hcurtejion »aoe :rh h*n und wl edor ln der /r { Tiin g 
gcle’iPnl — — ~ .. — 


b) daß san die Finanzbehörden in Deutschland auf den Um- 
stand^njchcn wolle, daO wir hier Arbeitslosen geld 
erhielte::. 

DAs ist hier gut bekannt, denn bei der Meldung beim 
zuständigen Arbeitsamt wird automatisch diese Leistung 
zum Einstieg in das soziale N'etz in der BRD fällig. 
Erst nach .'Iblsuf von 12 Monaten geht das Arbeitslosen- 
geld in Arbeitslosen hilfe über, die tatsächlich von 
Bediirf tif keit abhängt. 

Du sol':'. rt Dich sehr clt der deutschen Sozial gesetz- 
gcb'jnc vertraut racher. 





Die strairecl. tlichen Kcnseq*jor 
5 1 e L L r p f i i r \ c v. s i r. d h : r. ” c- e e 
in der Sci'.vejZ kauD unicrscr. ic 
weiß: als ich - ü e s h a i b werde 
achten, r; i c h peinlich c; e n a i: an 


i :: der 


il c r V c r J c t ;; :• ; il c r 

^ f- ^ W * i k i V •• ^ •• ^4 


/.licli, wus Dl ojci.'-T ..czzo: 
ich auch im.T.er shcr ecraef 
alle V o r s c h r i f 1 f n r u h a i 1 1 - 


Das i 1 1 auch für Dich recht c- 
S teuer ver ganr e nhel t habe. 


•Ci 1 


;j‘» 


r.e 


daß icli doch {-ut berntr r. sei, Deinen V<> r sc li i . ziis \'tr- 
■^rritTi~Th]^r!!^er.en als in;rer.Ä.n 3 sl ur. 'cJc- Dccwh runp r^eir.cr 
p'?r;ir I schen £ >. t sT h a t e r. 2'c _ c-jr ^^c ia. 

Das ist eigei.tlich auf j-’jt dtutach eine Mo r d ü r <• li c n 


Andererseits kann ich air niclu vor steilen, daß Dein 
liecht snnwei t , der ia auch nach meinen Irf ormali nr.en 
ein t‘iirc:.‘..cr r r r usd erfahrener Jurist ist, seinen 
Emnisscr crpichlen oder’^sogar beauftragen kennte, 
eine massive krinineile Bedrohung von Leib untl Leben 
als Nachdruck aua Abschluß eines freiwilligen Vergleichs 
Buszusprechen . 


Vienn Herr Rubens dabei aber auf Deine Beziehungen u:.d 
Bindungen in der DDR anspielcn sollte - gilt auch dafür 
das Strafrecht. Deine nczlehiincen unterschä t re ich k<-inc:-. 
wegs - a tiilfi I I sc'^ LS mußt Du liaciit seihst leitig wonifu. 
Ich_ bla_itU-Cll b-i.sher immer davon cu soe p anpen. daß Du tlle 
Tn t o r r.a t i.a r. g.i i _ v o :i mir und irber mic h u n d 1 1 1 e 1 bar den 
Sicher he: t ; behorden der ‘SÜR wei ter gegeben hast. ■ ^ 


Gleichfalls nöchte ich-Dich darauf aufmerksam machen, 
daß mit den Erklärungen von Herrn Rubens auch selbst- 
verständlich die Behauptungen von Herrn Dr. Suchooel - 
insbesonders in seinem Brief vom 28.11.1983 an Herrn 
Dr.v. Schoelor^^aß Du in keiner V.'eise für meine Flucht 
tätig geworden bist, ad absurdum gef ührt VJ'-ttw 


w! i . . M , 


üerr l'::!''*:.: • n f ci rmi o r t c auch Ht rrn v, Sth* ‘jJr 

c! a f.’ J c r .'ricnJ Deiiicr TeilncthniüJ ut?gr, c j l uiu! 

Schweigens am 7.12.1963 darauf zurückzuführen ist, daß 
Du von cer DDR Redeverbot _erhalte n hast, l'nd des in der ^ 
SVnwc iz ! ■■ 

Damit ist einserseits bewiesen, was gerade unter c) 
ausge führt wurde. 

Ein Redeverbot mit mir von den gleiurhen Leuten hat Pich 
^e r d 0 c_5. \ y' rT? 5 r~Vrs*~l ^Er- ni epsis dbr. tH'i^ 1 Dic h m i_t 
n.af 1 '( S .“’R und l-rga_rn i 2 leca ! _ 2 u._tj; c_f f,er. , jjr._^dori 

die t? n s h c~ 1 'T *? l* ^ 2 ü n s r i g e n d 0 n o e s c a 1 1. 0 rt u v e i h a n J e 1 n , 
li\ . h "iVi ke:.:.en -rtciT r.c-r hnben — 


: t: 


: e r 


-1 ö •- V ’ - 


re! 


se : 
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Transkription von Seite 3, ab 2. 


2. Herr Rtibens informierte auch Herrn von Schoeler darüber, 
daß der Grund Deiner Teilnahmslosigkeit und Deines 
Schweigens am 07.12.1983 darauf zurückzuführen ist, daß 
DU von der DDR Redeverbot erhalten hast. Und das in der 
Schweiz ! 

Deunit ist einerseits bewiesen, was gerade unter c) 
ausgeführt wurde. 

Ein Redeverbot mit mir von den gleichen Leuten hat Dich 
aber doch von 1981 - 1983 niemals abgehalten. Dich mit 
mir in der CSSR und Ungarn illegal zu treffen, um dort 
die uns beide begünstigenden Geschäfte zu verhandeln, 
an denen ich jetzt aber keinen Anteil mehr haben soll. 

Das wird schwierig zu erklären sein. 




".ier Tu noch Jie \:LV. 
u(<u üin6 

von Trouhaii J.T.j i tel II uc*i ur ent er. 


u C ß 


meine Ansprüche ncr 


iierr rCctcns erklärte, isß 
e : Ti c ii r*. i V 1 i r e c !. 1 1 i c l'i 
wegen l«riCsrsc!ji jgur.g 
»nl Tiari beweisen konnte, 
ijus l’jK.roje rer;eni;lier meinen ehemaligen !'• i enat hurren 
i Jer ;r<!; a: geleitet werden können, 

Furcht und Angst S’nd nun relative Begrifie. 

Sofern lJu solche Üc hau? t urigen auf stell st , c'j e völlig 
aus der Luft gegriffen sind^^enn das Dir von Zeuger, 
ü b e r g e b.' ^ne Ear peldin DM - Ost v^a r m s i'g u n je r esc h_r ü r.k t e s_ 
frpr ;t CTrc und c eTTl. ? n r k s s s e n bjuc j ?:ar 5. S £ C^L 

e Hi g e r i c l c t.^wo 1 1 es sich Rie.mais*aa 

s t eri um.s 


_ ‘ 3 

sei js i 


Provisions und CewiRnantei le zu Gunsten des Mi 
für A’jßinhandel ge!:andelL hol. ^sondern lediglich ua 
ausdriic ;1 ich mir Dir vereinbarte Teile licjner Ccwian- 
s panren 4^, wärest L’u ja dann auch gegenüber jeder 
Rechts.nr.rechung nicht nur Ansti fter sondern auch 
bewi cr^ccc rmailcn K om pl i cc , der sich nur nach der K ! ur h t 
seines Kc l 1 egen .* *üie er n och Ji-it vorlierpHetej sjiatcT” 
aber auf die Seite der "Öfgane” der I)bR”geschiagen hat, 
ua Ansprüchen, die er nicht befriedigen will, auszuveichen 

Ich glaube eicht - daß es möglich rein wird, dn« Recht 
za Sülchen Boc kspriingen bewogen xii können. 


Herr .Hubens erklärte, daß Du bei Doinun Ktinr--ii1 1 .it i »non 
in der DDR erfahren hättest, daß man Presseveref fent J ii !:u-i 
nicht fürchte. Einmal -seien diese der breiten PDR- 
Öffentlichkeit unzugänglich, informierte Kreise in alle:. 
Staaten kennten sowieso die Zusanoenhänge , Dritte würde.'i 
es bald vergessen. 

Soweit sogut - nur streite ichlaich ja nicht mit der 
DDR sond'jrn alt Dir, wo cs doen sicher ganz* anders 
a if s s i c h t . 

.Auch weiß ich besser, wie empfindlich die Ee.hörden 
der DDK in Bezug auf ihre Integrität sind. 

Ich hi;)*e outh nie die ABsichi gohab-t - und habe ric aiirh 
heu t c!:. ; r h t - negative Erk 1 .«r ungc-n oder Kr. t hji 1 1 unp.c-n 
über (::e DDR abzugeben oder sie zu veröf len: ; i rhen. 

Das ic!; mich disbezüglich uci meiner eigenen Sicherheit 
abgesichert habe, brauche .ich Dir andererseits sicher :sirh 
zu erklären. ^ 

Es ist aber erwiesenermaßen im V.’esten recht schwierig, 
die Presse zum Schweigen zu veranlassen, wenn Zusammen- 
hänge :n der Öffentlichkeit bekannt sind oder durch 
Dritte bekannt ge.nacht werden. 

Der Artikel in der Februar zusgabs der ART H.'icburg ist 
ein g'i'-es reispie.’ dafür, weder Du nerh ich oxislicre 

allein rrjf er ‘.'•jlt. 





r’ ros5Cvc-T-c:f . Pn 1 1 i r liur.gc r. . d : e sich auc unseren Slrcii. 
erge-uen könnLen., wenn Jic Lnf.;: ck ’ ung ur.koatroj 1 i er l 
wirJ, vjrüe:i auch sicher nur zu einen; geringen Teil die 
DDR bei ref f.-n , sonjern die Aspekte, die Du selbst genau 
kennst . 


Das zur Verrni LI 1 ungsr. i ssi on des Herrn Kubens mit Deiner 
i'rokura und Vollmacht Deines Roclilnnnwnl t s. 

Ich bin anderseits dankbar für die klaren Erklärungen 
gegenüber meinem Rechtsanvali - denn es gibt vuhl 
keinen unbestechlicheren Zeugen für nich, der nun auch 
besser Deine Position einschätzen kann. 

Ich habe das aber nicht gewollt ! 

In der Zwischenzeit habe ich Herrn Dr. v.Schoeler 
gebeten, sich cit Herrn Dr. Suchomel in Verbindung 
zu setzen, un als erstes den möglichen Text einer 
Vergleichsvereinbarung auszuarbeiten, veil ich immer 
noch einen Vernunf tsvorschlcg von Dir erwarte und wirklich 
an eine Lösung glaube. 

WEiterhin habe ich meinen Rechtsanwalt gebeten, die uns 
immer noch nicht übergebene Abrechung von Frau Witta <- 
was uns ohne' Beldi ngungen am 7.12.1983 von Dir und Dr. 
Suchomel zuoosagt wurde*, dr ingv!]?: an.iumahnon . 

Er soll auch noch zusätzlich Herrn D'r. Sü'chomei empfehlen 
zur Wahrheitsfindung > sofern überhaupt daran gelegen ist - 
noch'eincal in Gegenwart aller Parteien folgende Personen; 
Frau Witta, Frau Inge Tempel, Herrn Keppich und Herrn 
Kormann über folgende Problemkreise zu befragen: 

1. Praxis der Zusammenarbeit zwischen mir und Dir seit 197o 

2. Zahlungen und Verrechnungen zwischen uns - allgcBcine ?ra 

3. Gcmeir.same Projekte und I^eisen vonl978 bis 198o und 
von 1981 bis 1983. 

4. Zusr-mmenarbei t mit TAI, MAH, K&A und deren westlichen 
Partnern urw. 

Ich stenc dazu zu jeder Zeit zur Verfügung. 

Bei eines vernüftigen Kompromiß kann man aber auch darauf 
verzi c hten . 

Ver zichte bitte in Zukunft allen gegenüber auf weitere 
Hai bvahrheiten , denn die ga nze Wahrheit wissen allein 
wi y oet ce . 


mi t 


P.s 


frejndlichen Grüßen 

D'j kannst rieh inmer über Bad Tölz, o8o4J/41395 
über Deine Sprechbc reitschaf t inf ormieron . 



Dokument 2 


Internationale GesellschaA 
flir den Export und Import 
von Kunstgegenständen 
und Antiquitäten 



Kunst und-ZjLntiquitäten 
GmbH 


DDR • 108 Berlin 
Französische Straße 15 
Telefon: 1202671 
Telex; 112962 
Telegramm: Kunst Berlin 


Herrn 

Hans Schillinger 

Rubens Consultant t Marketing AG 

Gschweighus 
CH~64o3 KüSnacht 



Geschlftsnummer 

Ihr Zeichen Ihr Schreibeo Unser Zeichen Berlin, den ol. 12. 198 


Sehr geehrter Herr Schillingerl 

Sie Informierten die Geschäftsleitung der Kunst und Antiquitäten 
GmbH über Forderungen und Ansprüche / welche der ehemalige Haupt- 
geschäftsführer unserer Firma, Herr Horst Schuster, Ihnen 
gegenüber im Zusammenhang mit Geschäften der Kunst und Anti- 
quitäten GmbH sowie anderen vpn ihm angeblich durchgeführten 
Geschäften erhoben haben soll. 

Wie bereits ln unserem Schreiben vom 22. 06.1983 festgestellt, 
bestehen keinerlei Ansprüche der Kunst vmd Antiquitäten GmbH 
Ihnen persönlich respektive der Rubens Consultant g Meurketing 
AG gegenüber. 

Fest steht, ^ daß Herr Horst Schuster in seiner Eigenschaft als 
ehemaliger Hauptgeschäftsführer der Kunst und Antiquitäten GmbH 
nur in unserem Auftrag verhandeln, rechtsverbindliche Er- 
klärungen abgeben und auftreten durfte und das nur bis zvun 
15. 12.1980, also zu dem Tage, an dem seine Vertretungsbe- 
fugnis als Hauptgeschäftsführer unserer Firma erlosch. 



Bankverbindung: 
Deutsche Handels>Bank AG 
Deutsche Außenhandelsbank 
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Forderungen und Ansprüche des Herrn Horst Schuster Ihnen 
und den mit der Abwicklung dieser Geschäfte befaßten 
Firmen gegenüber# soweit diese vor dem genannten Zeit- 
punkt entstanden sein sollen, bestehen somit nicht 2U 
Recht. 

Wir behalten uns vor, wegen unerlaubter Handluingen gegen 
Herrn Horst Schuster vorzugehen. 


Mit vorzüglicher Hochachtung 

Hauptgeschäftsführer 
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•ii. ^2 rj 


Gegnerische Aktivitäten in; Zu- 
samnsnhang mit Kunst gegenständen 
aus der DDR 


Streng vertraulich 


Information A/ 269924^0/ 12/83 



Zuverlässig gelangten im Rahmen der operativen Arbeit Hinweise zu Aktivitäten 
von Kräften verschiedener Einrichtungen der Bundesregierung zur Kenntnis, 
die mit dem angeblichen Verkauf privater Kunstgegenstände durch staatlich e 
Oroane der DDR in die BRD bzw, nach Westberlin" im Zusaninenhang stehen. 

Vorliegenden Angaben zufolge wandten sich Kräfte der Hauptabteilung V (Wis- 
senschaftliche Dienste) der Verwaltung des Bundestages an den derzeit als 
Leiter des Referates IV/2 (Recht, Verwaltung, Justitiariat) des 

Gesamtdeutschen Institutes - 

Bundesanstalt für gesamtdeutsche Aufgaben (BfgA) 


fungierenden Beamten 


KITTKE, Horst-Dieter, (1) 

Aufgrund einer entsprechenden Anfrage eines namentlich nicht bekannt gewor- 
denen ßundestagsabgeordneten erkundigten sie sich bei Kittke, ob den Kräf- 
ten der BfgA Fälle bekannt sind, in denen aus dem Besitz von ehemaligen DD R- 
Büroern stammende Kunstoeoenstände von den sta atlichen Sachverwaltern der 
DDR über den VE6 Staatlicher Kunst- und Antiquitätenhandel ins Operationsge- 
biet verkauft wurden» und wie es um den Wahrheitsgehalt derartiger Informationen 
bestellt sei. 

Kittke bestätigte, daß auch in der BfgA diesbezügliche Hinweise vorliegen. 

Ihm selbst sei ein Fall bekannt, d aß ein Kunstsammler in der DDR von den 
zustänciqen Organen weoen Steuerhinterziehung belangt und ein Teil seiner 
Sa.Tnluno beschlagnahmt wurde. Verschiedene dieser beschlagnahmten Gegenständ e 
tauchten später bei Westberliner Antioui tätenhändlem auf . In einem weiteren 
Fall seien laut Kittke Museumsmitarbeiter und Angehörige der Zollverwaltung 
bei Verv/andten von DDR-Büroern vor stellig geworden, die ins Operationsge- 
biet überqesiedel t war en und bei den betreffenden Verwandten Kunstgegen- 
stärde in Verwahrung gegeben hatten. Unter dem Vorwand, die Kunstgegenstände 
seien nicht ordnungsgemäß gelagert und bedürften sachgemäßer Behandlung, hätten 
die Vertreter der Staatsorgane der DDR die Kunstwerke mit sich genommen. 

Kittke bemerkte zynisch, daß die "sachgemäße Behandlung" auch in diesem Fall 
in westdeutschen Anti oui tä tengeschäften geendet habe. 
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In diesem Zusammenhang verwies Kittke darauf, jdaß offenbar die Häufung 
solcher Fälle zu Versuchen betroffener Personenkreise geführt habe, die 

Pressemedien in der BRD und Messer! in zu nkübt 11 Steren und unter üei 

westdeutschen Bevölkerung eine Protestwelle gegen die angeblich rechts- 
widrige Handlungsweise der zuständigen DDR-Organe zu entfachen. 

So sei zum Beispiel am 13. Dezenter 1983 ein Vertreter der amerikanischen 
"New York Herald Tribüne“ beim Präsidenten der BfgA, 

KOHN, Detlef, 

vorstellig geworden und habe um nähere Auskünfte zu diesem Sachverhalt er- 
sucht. Kühn habe dem Journalisten jedoch jegliche Auskunft mit der Begründung 
verweigert, daß es sich nach bisherigen Erkenntnissen der Kräfte der BfgA bei 
den bekannt gewordenen Tatsachen um Einzelfälle handelt, die man nicht ver- 
allgemeinern dürfe. 

Auf die Frage der Kräfte der Bundestagsverwaltung, was sie auf Anfragen ehe- 
maliger DDR-Bürger, die auf Ihre Eigentumsrechte an solchen Künstgegenständen 
pochen, erwidern sollen, en^ifahl Kittke, die betreffenden Personen an das der 
BfgA übergeordnete 


Bundesministerium für innerdeutsche 
Beziehungen (B^S) 

zu verweisen. Laut Kittke handelt es sich bei der genannten Problematik um 
ein politisches Problem, das nur auf politischem- Wege gelöst werden könne. 

Die Kräfte der BfgA könnten daher* nicht auf eigene Verantwortung irgenAvelche 
Schritte einleiten. 


Erfassunosverhältnisse: 

(1) erfaßt für HV A 

(2) erfaßt für HV A 



( 2 ) 
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IV 1 - 28 79 01/2 

.T^/t 

VERMERK 



Bonn, 15.01.1987 
Hausrufi 2168 

Ueio- Vfc— \y^ 
tUeirw 3 


Betr. ; 
Bezug» 


2 . \Lx^:a^ 

Antiquitäten aus der DDR 

Urteil des Kamnerqerichts Berlin (vgl. Anlage 1) 





A . 


1 . Sachverhalt 



Mit den beigefOgten Berufungsurteil wird eines Kläger Recht 
gegeben, der von einen West-Berliner Antiquitätengesehift 
die Herausgabe seiner alten Standuhr verlangt. Die Standuhr 
war einige Jahre zuvor in der DDR zusansen nit anderen 
Antiquitäten unter rechtswidrigen UnstSnden beschlagnahmt 
und sodann von der Flma Kunst- und Antiquitäten 6sbH - 
Internationale Gesellschaft fQr den Export und laport von 
Kunstgegenständen und Antiquitäten - ln Berlin (Ost) an die 
Beklagte verkauft worden. Die DDR-Firsa ist offensichtlich 
den HinisterluB für Staatssicherheit und der Abteilung 
Kommerzielle Koordinierung des Ministeriuns für AuBenhandel 
zugeordnet. Die Beklagte lieS die Gegenstände in den 
Verkaufslager der Verkäuferin in MOhlenbach (DDR) von einen 
Spediteur abholen und nach Berlin (West) bringen. Ob die 
Veräußerung nach den Regeln des innerdeutschen Handels oder 
als Bargeschäft in Devisen abgewickelt wurde, ist aus der 
Entscheidung nicht ersichtlich. Die Rechtsstaatswidrigkeit 
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der Beschlagnahme und Veräußerung sieht das Gericht 
insbesondere in der gegen unseren ordre public verstoßenden 
Verfahrensweise und der entschädigungslosen Enteignung durch 
die DDR, die sich wie folgt zusamaenfassen lassen: 

Unter dem Vorwand, die Wasseruhr ausvechseln zu vollen, 
verschafften sich aa 08. Dezeaber 1981 ein Staatsanwalt, 
Beaate des Finanzamtes und der Steuerfahndung sowie 
Beauftragte des VEB Antikhandel in Pirna Einlaß in das Haus 
des Klägers in Rathenow. Sie erfaßten die dort befindlichen 
Antiquitäten in einer Liste mit insgesamt 1.774 Positionen 
und einen Gesamtwert von 1.444.170, — Mark, in der auch die 
Standuhr ait einen Wert von 15.000, — Mark enthalten war, 
und verhafteten den Kläger wegen Steuerverkürzung. In der 
Folgezeit wurde eine Nachbesteuerung des Veraögenszuwachses 
bein Kläger von anfänglich 150.000, — Mark in Jahr 1972 auf 
1.972.000, — Mark ln Jahr 1981 vorgenonaen) dabei ergab sich 
eine Steuerschuld des Klägers von 1.428.095,» Mark. Za 
übrigen wurde der Kläger neben einer Freiheitsstrafe zu 
einer Geldstrafe von 100.000, — Mark verurteilt. Zur 
teilweisen Befriedigung dieser Forderungen wurde der 
Anspruch des Klägers auf Herausgabe der beschlagnahaten 
Gegenstände an die Firaa Kunst- und Antiquitäten GabH 
überwiesen, die ihrerseits die Verwertung der Gegenstände 
vornaha. 

Oer Kläger wurde 1983 freigekauft, entdeckte in Berlin 
(West) in den Auslagen der Beklagten seine Standuhr und 
verlangt nun deren Herausgabe. Die Beklagte hat dea 
Vernehmen nach Revision eingelegt. 
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In den belgefQgten Artikel ln der FAZ von 05.01.1988 wird 
der Fall dargestellt und konnentiert (vgl. Anlage 2). 


2 . Bewertung 

Der Bezug von Antiquitäten in Rahnen des innerdeutschen 
Handels war bis 1987 einzelgenehnigungspflichtig. Nach 
Abschluß des Kulturabkonnens wurde zur Erleichterung fQr 
Kunstausstellungen neben den Bezug von Xunstgegenst&nden und 
Ausstellungsstücken auch der Bezug von Antiquitäten 
allgenein genehnigt. Oer von Kannergerlcht entschiedene Fall 
wurde zun Anlaß genonneor diese Regelung nochnals zu 
überprüfen. Das Ergebnis ist» daß es bei der getroffenen 
Regelung bleibt» und zwar aus folgenden Gründeni 

*■ Hach den in Urteil getroffenen Feststellungen ist von 
einer generellen Vernutung» die Antiquitäten seien ln 
rechtsstaatswidriger Weise in den Besitz des verkaufenden 
DDR-Unternehnens gelangt» nicht auszugehen (vgl. Blatt 37 
des Urteils) . 

• Aus den zur Genehnlgung vorgelegten Verträgen ergeben sich 
in der Regel keine Anhaltspunkte» auf welche Weise die 
Gegenstände ln die Verfügungsgewalt des verkaufenden 
DDR-Unten^ehaens gelangt sind. Die Prüfung der Verträge 
auf Gründe hin, die eine Ablehnung konkret rechtfertigen» 
würde also ohne Ergebnis sein. 

- Die Einzelgenehaigung als "Warnsignal* könnt ebenfalls 
nicht in Betracht» weil dieses Signal bereits durch die 
zivilrechtliche Entscheidung wirkungsvoll gesetzt isti 
kein Eigentunserwerb an entschädigungslos enteigneten 
Gegenständen. 
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Es ist jedoch beabsichtigt, daS TSI in einer der nächsten 
Verhandlungen MAH darauf hinweist, daß unsere Seite den 
Handel ait solchen Haren strikt ablehnt, die seitens der DDR 
in rechtsstaatswidriger Heise erworben wurden. AuBerdea 
seien solche Geschäfte geeignet, den guten Ruf des 
innerdeutschen Handels zu beeinträchtigen. 


ZR teilt diese Auffassung. 
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INSTITUT FÜR RECHTSVERGLEICHUNG 

SOWIE AUSLÄNDISCHES ZIVIL- L’ND HANDELSRECHT 

DER BAYERISCHEN JULIUS-MAXIMIUANS-UNTVERSITÄT 

VORSTAND: UNI\'.-PROF. DR. KARL KREUZER 


DOMERSCHULSTR.ASSE 16 
(ALTE UMVERSITAT) 
D47C0 WOIRZBLTRC 
TEL (0931) 31 30C 

TUTTEX *)ltlU - 
TEUETAX: (M)ll $ 704’ 


InsiiiiC nir Accbo^crvcichuiif der Bav«nsc6ea Jiiiius-Muimüiaiu-üaivcrwit. 
Domencfaulstfidc lA D-47CC Vünbuif 

An den Vorsitzenden 

des Untersuchungsausschusses 

Schalck-Golodkowski 

des Bundestages 

Herrn Rechtsanwalt Eybnann 

Bundestag 

5300 Bonn 


25. Februar 1992 


1 . Untersuchungsausschuß 

•■«.CJ) 


Anig. 

Az. 

Vonotnoar 


Sakfvunai 

EfMigung 

IHM 
l ) h“* 

-») 1 « 


Betr.: Devisenbeschaffung seitens der 
Kunstg^enstände 

Rer,! Bericht in der FAZ vom 21.2. 1992, 


Ex-DDR 
S. 4 


durch Steuerzwangsvollstreckung in 


Sehr geehrter Herr Vorsitzender, 

wie sich aus dem obargenarmten Bericht der FAZ ergibt, venritt der Ausschuss die Auffassung, 
daß die in Sachen Schwarz ergangenen "Urteile aus Karlsruhe im Lichte der heutigen Erkennt- 
nisse nicht haltbar" sind, ich darf mir erlauben. Ihnen in der Anlage die Kopie dner Anmerkung 
zu der Entscheidung des BGH (und des Kammergerichts) in dieso* Sache zu Obersenden, die ich 
Ende 1990 veröffentlicht habe. Ich meine darin deutlich gemacht zu haben, daß die Entscheidung 
des Bunde^ericht^ofs klar g^en die Verfassung verstößt (vgl. zusammenfassend ibid. S. 371 
f.). Die Entscheidungen waren tticht nur aus heutiger Sicht, sondern audi im Zeitpunkt ihres Er- 
lasses - sdu zurQckhaltend formuliert - völlig unhaltbar. Mir scheint es dringend geboten, Herrn 
Schwarz w^en dieser eklatanten Fehlentscheidungen Genugtuung zu voschaffen. 

Mit freui^chen Grüßen 
sehr ergebener 

(Prof. Dr. K. Kreuzer) 


1.UA 

j MATERIALIE B 
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Anlage 







Entscheidungsreiensionen 


Habent sua fata horologia - Zur 
Vorfrage der Anerkennung fremdstaat- 
licher Steuervollstreckungsakte 

«ZU KG, 29. 9. 1987 - 17 U 492/87. unten S, 393. Nr. 61 a und 
BGH. 22. 9. 1988 - IX ZR 263/87. unten S. 398. Nr. 61 bl* 

von Prof. Dr. Kari Kreuzer, Würxburg/StraßbüiY 


L Einführung 

Aus heulieer Sicht scheinen die hierzu besprechenden Ur- 
teile des KQ\. 29. 9. 1987 und des BGH v. 22, 9. 1988 dicr 
zeitgeschichtliche Dokumente einer glücklicherweise zu Ende 
gegangenen Epoche und damit keiner weiteren Erörterung wert 

- • sein. Indessen werfen die Entscheidungen schwierige grund- 
tzliche Fragen auf, deren Eröncrung über den konkreten Fall 

hinaus lohnt. Es geht um die Vorfrage der EigentümcrsieUung 
im Rahmen eines in der Bundesrepublik geführten Vindikatiens- 
Prozesses hinsichtlich einer Standuhr, die aus der Kunstsamm- 
lung des früher in der DDR lebenden Kl, stammt. Die Bckl,. 
(Berufungs- und Revisionski.) bot die streiigegen.ständliche 
Standuhr in ihren Westberliner Ausstellungsräumen zum Ver- 
kauf an. Das LG Berlin und das KG gaben der Herausgabeklage 
statL der BGH hob diese Entscheidung auf und wies die Klage 
ab. Die Vorfragcnproblemaiik ist bei dem vorliegenden komple- 
xen Sachverhalt vor allem durch die Gemengelage von Sicucr- 
rechL Sicucrvcrfahrensrcchl. Stcucrvollstrcckungsrcchi und pri- 
vaircchtlichcn Normen des Sachenrechts gckennzcichncL Dem 
hieraus resultierenden Erfordernis einer diffcrcnzicrcndcri 
Analyse sind die Gerichte nicht durchweg gerecht geworden. 

Unproblematisch ist die analoge Anwendung der Regeln des 
IPR bzw, internationalen Emcignungsrcchts im Vcrhäluüs zur 
DDR seitens des BGH bzw. äcs KG^. Gleiches gilt für die 
entsprechende Anwendung des intematioaalen Zivilprozcß- 
bzw. Zwangsvollstreckungsrechts. 

., Die Bestimmung des Vlndikationsstatuts (Hauptfragen- 
sututs) 

Sowohl das KG als auch der BGH haben auf den Herausga- 
beanspruch des angeblichen Eigentümers das in der Bundesre- 
publik geltende Recht (§ 985 BGB) angewandt, da die Wirkun- 
gen des Fahrn isciccniums sich immer nach dem jeweiligen 
Lagconsrcchi nehten* und die Standuhr sich während des ge- 
samten Rechtsstreits auf dem Hoheitsgebiet der Bundesrepublik 
befand\ Dagegen ist nichts zu erinnern, 

3. Die Vorfrage des Eigent u ms vcriusts durch freihändi- 
gen Pfandverkauf 

Ei iic^i bei der Urücrsuchung der Vorfrage des Eigen- 
tum.sverlusts durch freihändigen Pfandverkauf dem zeitlichen 
Ablauf der Ereignisse zu folgen. Der Eigentums irr/wi/ des Kl. 

- und nur hierauf kommt cs für die Entscheidung der Klage an 

- könnte durch den freihändigen Verkauf der Standuhr seitens 
der Finanzbehörden (dazu unten 3. 1-3.5) oder durch rcchisgc- 
schäfilichcn Erwerb seitens der Kunst und Antiquitäten GmbH 
in Ost -Berlin (dazu unten 4. 1 ) bzw. .seitens der Bekl. (dazu unten 
4 .2) crtblgt sein. Weder die Sicherungsbcschlagnahmc noch die 
Pfändung des Herauseabcanspnichs des Kl. gegen die Kunst und 
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.Antiquitäten GmbH lOst-Beriini seitens der DDR-Finanzöchor- 
den haben nach dem msowcii unsiremg als ZwangsvoUsiirk- 
kungsstaiut' anwenaoaren Recht der DDR den Eigcniumsvcilusi 
herbcigefühn. Daß cs sich im vorliegenden Fall nicht um Voll- 
streckungsorganc der Justiz, sondern um sclbstvollstreckcnde 
Finanzbehör^n handdL ändert hieran nichts. Es gilt die icwci- 
ligc lex ..fori**, d. h. das für das Vollsirccfcungsorgan maß- 
gebende Recht. 

J.I Die Qualifizierung des freihändigen Pfandverkaurs f - Be~ 
uneilun^sgegensiand $ als privatrechts^esialrenäer fremdstaat- 
lieber Sieuenrniaiain^s^vllsireckunzsaa 

Das Finanzamt Rathenow hat die Standuhr im Rahmen des 
Nachbcsicuerungsvcrfahrcns in formeller Übereinstimmung mit 
dem cmschlägigcn Voüsirtckungsrccht der DDR* aufgrxind der 
voran gegangenen Pfändungen durch den Verkauf an die Firma 
Kunst und Antiquizäres GmbH verwenct und damit nach Auf- 
fassung des KG dem Kl. - vorbehaltlich eines Verstoßes gegen 
den ordre public - das Eigentum an der Standuhr entzogen. 

Nach Ansicht des BGH steht der ordre public der Bundesre- 
publik Deutschland (Art 30 EGBGB a. F.) der Anwendung der 
Vorschriften des DDR-Zwangsvollscreckungsrechts nicht entge- 
gen. Daß nach dem Zwangsvoll sticckungsrecht der DDR eine 
gepfändete Sache durch gerichtlichen Verkauf zum Schatzwert 
verwenct werde, verstoße weder gegen die guten Sitten noch 
gegen den Zweck eines Gesetzes der Bundesrepublik. Die ZPO 
sehe zwar als RegelfiU die öffentliche Versteigerung durch den 
Gerichtsvollzieher vor (§ 814 ZPO), jedoch lasse § 825 ZPO 
eine andere An der Verwertung zu. wozu auch der freihändige 
Verkauf gehöre. 

Der BGH geht hier - insoweit dem KG folgend - zu Unrecht 
ohne weiteres von der (direkten) Anwendbarkeit des An. 30 
EGBGB a. F. aus\ Diese Vorbehaltsklausd ist jedoch nur maß- 
gebend. wenn der deutsche Richter kraft Verweisungsbefehls 
seines Kollisionsredits fremdes Recht aniuwenden hat und des- 
sen Anwendung zu einem mit den Gnmdwenungen des detit- 
schen Rechts unvereinbaren Ergebnis fuhren würde. Lege anis 
wäre es geweseiu zunächst zu prüfen, was Beuneilungsgegen- 
stand ist bzw. wie dieser zu qualifizieren ist - eigene oder eine 
fremdstaatliche Rechesanwendung? - und welche Konsequen- 
zen sich hieraus für die Beurteilungsmaßstäbe ergeben. 

Es geht also zunächst um die Frage, ob es sich bei dem 
freihändigen Verkauf durch die Steuerbehörden der DDR um 
eine rcchtsgeschäftlkhe Veräußerung oder um eine hoheitliche 
(Zwangsvollstreckungs-) Maßnahme handelt. Diese Frage ist 
aus der Sicht des Rechts der Bundesrepublik zu beantworten (lex 


l S. dazu auch ArmkristertJopem. BcncucrMicsmaftnahmcii der DDR 
und das Entcicnun^oUitionsrechi der BoodesrepuMik Deutschland. 
ROW 1989. 332 Imb wescnilichen auf die Ejiieicnunesprabicnutik 
beschränkie Sielhuicnaüimei; Hohlftck. j«S I9S8. 739 (Ürteilsbenchii. 

: Vgl. MünchKomm4m:rr. EGBGB. 2. AuH. (19901 nach An. 3X 
Anh. 1 Rda. 19 brw. nach An. 3X Anh. 111 Rdn. 9. jcweiu mii Nach- 
weisen. 

3 Vgl. MünchKofflObdCmcrr. EGBGB. 2. AuH. (1990) nach An. 3X 
Anh. 1 Rdn. 78 mif Nachweisen. 

4 Die rUr den Schua mmBerinsih des Belecenhcttssuaies zwischen der 
Besiimmung des Rechisinhalis und der Rechtiveri'olcung unierschei- 
dendc Mindermciaw (vgl. Stoll, RabclsZ 37 )I973I 357. .160 ff.) 
wuroe im voriicgcadeir Fall nKlii au ciMCHt «bwctchcndcc Ergebs:: 
führen, da Gerkhev wmd Belegenheitssiaal zasammeni allen. 

5 Vgl. Grtmcr, Inictaatioiules ZivilprozeBrecht (1987) Rda. 405: vgl. 
MünchKomm-Anmerr (Fn. 3) Rdn. 1 16 (Pfinduncsptandrcchtl. 

6 Vgl. § 13 der VO öber die Vollstrcekung wegen Gcidforderuncen der 
Staatsorgane und staailKhen Einnchiungen v. 6. 12. IV6X. GBl. DDR 
Teil 11 Nr. 6 v. 24. 1. 1969 S. 61: f 122 Abs. I des Gesetzes über das 
gerichtliche Verfahre» tn Zivil-. Familien- «od Arbcitssachcn (ZPO) 
v. 19. 6. 1975. GBt OOR Teil I Nr. 29 S. 533. 

7 Zur Frage der Anweadong der Regeln des latcrmationalen Eateienuncs- 
rechts s. u. 3.3 J. Im »bngen handelt es sich aoeh dabei um eine Frage 
der Anertennimg tfeoMler Hoheiuaktc. mchi mm die Anwendung irem- 
den Rcchu durch dk eitenen Rechtsanwender. 




lon-OulifiUiioni. di sic die An und \Veisc der rccnüichcn 
Bchandlanc aic^c^ Vorgangs seitens der ßunoesrepublik becnlTi. 
es sich ai>o um eine nach unserem Recht zu beoni^xxiende 
Rcchisanwendungs trage handelt'. Mangels kollisKxisrcchtli- 
Cher Regelung dieser Quaiifikationstrage ist aut das deutsche 
Sachrechi zuruckzugreiien. In der Sicucrvcrwaliungszwangs- 
vollstreckung geschieht die Eigentumsubcnnigung im Fall der 
I ausnahmsweise zulässigen t Verwenung der Pfandsache mittels 
trcihafKlieen Verkauis ivgl. § 305 AO) durch die ordnungsge- 
mäße. einen Vcrwaiiungsakt darstellende Aushändigung* t iil.R. 
Rcalubcreabci der zugcschlagencn Sache t§ 299 Abs. 2 AO) 
t)hnc RiicLsichi aui guten oder bösen Glauben ^ EnisprecheiKles 
gilt für die Lbercignung im Rahmen des ireihandiecn Verkaufs 
fuch § 825 ZPO' r 

Im vorliegenden Fall wird die Vorfrage des Eigemumsver- 
lusts also nichi vom deutschen Richter nach ausländischem 
Recht (DDR-Zwangsvollstieckungsrcdit) beantwonec sondern 
durch den tpnvaticchtsgcstaJtendent ausländischen Verwal- 
lungsakt. Es geht darum, ob der deutsche Richter seuier Ent- 
scheidung das Ergebnis der Rechtsanwtndunj^ seitens der DDR- 
Finanzbehdrdcfi. also eines frcmdsiaailichen Hoheitstragen, in 
Form cuies Zwangsvollstrtckungsakies zugrunde legt oder 
nicht Das ist kein E^roblem der Rechtsanwendung ditfdi den 
deutschen Richicr. sondern der Anerkennung eines fremden 
(privatiechtsgestaitenden) Hoheitsaktes' ^ Rechtsanwendung 
oder Anerkennung ist nicht nur eine terminologische Altcmati- 
ve. Es geht - unter dem Gesichtspunkt der ordre puMk-Komrol- 
le - vielmehr um divergierende Beurteilungsgegenstände und 
-maßstäbe. Im ersten Fall ist Beuneilungsgegenstand das eige/ie 
Rechisan Wendungsergebnis und Maßsiab deshalb Art 30 a. F. 
(Art 6 it F.) EGBGB. Im zweiten Fall lautet die Frage. obetnem 
fremden Hoheitsaki im Inland Rechiswirkung zu verschaffen ist 
oder nicht Beurteilungsgegensiand ist also das in Form eines 
Verwaltungs- oder Gcrichtsakis erscheinende Rechtsanwen- 
dungsergebnis eines fremdstaatlichen Hoheitsträgers. Seine 
Anerkcnnungslähigkeit hängt nicht nur vom maierieUcn An- 
wendungsergebnis ab. sondern auch von der Beachtung funda- 
mentaler VerfahrcRserundsätze bzw. Rechtsschatzgarantien: 
Beurteilungsmaßstab ist deshalb (jedenfalls auch) der verfah- 
rensrechtliche ordre public. Die unrichtige Zugrundelegung des 
Art. 30 EGBGB a. F. hot denn auch dCA BGH zu einer sehr 
obernachlichen. dem Sachverhalt keinesfalls gerecht werdenden 
Kontrolle des Falles unter dem Gesichtspunkt der Rechtsschutz- 
caraniie geftihn. 

Ist somit der Verkauf bzw. die Übereignung der Standuhr an 
die Kunst und Amiquiiäien GmbH (Ost-Bcriin) aas der Sicht des 
deutschen Richters als Zwangs Vollstreckungsmaßnahme fremd- 
siaatlichcr Finanzbehörden zur Durchsetzung eines von der VdII- 
sireckungsbchördc selbst ertas.senen Nachbcsteucrungsbeschei- 
des zu behandeln ', so stellt sich die Frage nach den htertiir 
maßgeblichen Anerkennungsregeln. 

.'_2 Rcin atue Anerkcnnun^srczeln * 

Nach allgemeinem Völkcrrechl gelten Hoheitsakte (Gesetze. 
Genchtsuneilc. Vcrwaliuncsakic) fremder Staaten grundsätz- 
lich nichi ohne w eueres im Inland *. Eine völkerrechtliche Ver- 
ptlichiunc zur .Anerkennung und Vollstreckung Ircmdcr Ho- 
heiisakie bcsichi nicht*". Ob cm Staat fremde Hoheiisaktc ancr- 
kenni oder nicht, sicht m seinem Ermessen' \ Dies bcdcuici. daß 
Iremdstaai liehe Hohcitsaktc im Inland nur anerkannt werden, 
wenn und soweii das nationale Recht einen entsprechenden 
Anerkennungsbefehl cncili'V 

.^2.1 Fehlen nm A nerkennun e jre cc//i für fremdstaathehe prt • 

I atrechtseestüitendc Sieuer\'enivltunf:svnilsirctrkuni!sakje 

Geschriebene oder unmittelbar ciaschJägigc nchicnechili- 
ehc ( Inzident- 1 .Ancrkcnnungsrcgcln für trenKlsuatlichc pnva(- 


rcchtsgesultende StcucrverwaJtungsvollsirccKungsaKic gibt e> 
im deutsenen Recht nicht. Soweit ersicntlich. tchJen hierzu auch 
Stell unenanmen m der Liicratuf'. .Möglicherweise können le- 
doch anoerr Ancrkennungsreeeln entsprechend herangezocen 
werden. Dabei ist davon auszugehen, daß SieuerverwaJiungs- 
vollstrccKungsakic dem erlassenden Subjekt noch VerwaJtungs- 
akte. dem Inhalt nach ZwangsvollstieckungsoKie sind. 

Das BVetfG hat vcnassungsrcchtliche Grenzen für die Ein- 
führung der generellen inländischen ^ollsrrecKun^smö^itchkeu 
für ausländische Titel (in casu Abgabenbeschcidei aus dem 
Rechts staats grundsatz abgeleitet: kein Verstoß des nutencUcn 
Abgabenrechts gegen die venissungsrechihche öffentliche Ord- 
nung (ordre public) und rechcsstaailichcr Mindeststandard des 
ausländischen Verfahrensrechts, in dem Abgabenverpflichntn- 
gen titulien werden* Die Anerkennungsfähigkeit ist also vor 
allem am Maßstab des Grundgesetzes und hier insbesondere am 
den Grundrechten zu messen-'. 


J22 Anwendung der ff 328 Nr. 4 ZPO bzH-. /6 a Nr. 4 FCC? 

Ausdrückliche Anerkermungsregcln finden sich nur in den 
§§ 328 ZPO (An. 2S EiiGVÜ) und 16 a FCC. Unter i 328 ZPO 
fallen nach dem maßgebenden deutschen Qualifikatioosstanit 
jedoch nur (endgültige) gerichtliche Entscheidungeo von strei- 
tigen ZivilsachcTT^. Weder Emschetdui^eo von Verwaltungsbe- 
hörden in öffentlich-rechtlichen Angelegenheiten^ noch 


K Ebcsto z. B. K. D. Kömg, Dk WirtcHaf nuaeMcMsckcr Hobctfukie ni 
der wcttdcMfchcn Rcdttjordmiaf. Diss. j«r. Miiiswr 1 1962). S. 105. 
15S. 

9 Vf I. KlttmtOriopp, Abf abeaardMAf . 4. A«n. ( 19t9) 1 305 Aam. 4. 

10 KteiiuOHapp iFn. 9) i 296 An. 2. i 399 Amm. 5. 

11 VfL BmstWsiker. ZwuifivollstrcckiMffrcclw. 3. AafL (1990) Rda. 
427. Aach uch DDR-Recht lU der freiha«4ifc VeriMf alt Kote luakl 
eioasoriaea: | 122 ZPO i.Von. I 12 Abi. 3 der Durchfiilmuifsbe- 
uimmMf zmr ZPO. 

12 VfL MtodüComni-SeMreberrrr. EGBGB. 2. AeR. ( 1990) Ealeiuf 
Rdo. 2t7: a. A. e^ertOUckewtkt. V»llzic)M»f ailtodwcbcr Verwil- 
l■BfMkle.DVBt. 1 976. 475. 476 UVellxicliwg mmd datii Aewewdmf 
frered ee Afrcndiche« Rcclits''L 

1 3 So in Erfcbnit luck ÄrmhritierUoprm (Fe. I ) S. 333 Fa. 9. 

14 Bei der lolfcaden UbeniclH Aber die n öfltckcr^eiic bicffAr üi Be- 
tracht könnenden RegeU wwd von uilAadticbea Hobeiuakiea 
fegaofcn and von der m Eniscbeidoafuciiponfet beitclieadea Son- 
denRuuon im VertiAluit zur DDR vrcRfdieiid abfciehem. Bei dieser 
Silaauon handelt cs sich aus hcaiifer Siebt alkr Voriassidu nach mm 
einen ^slaulenden Taibcsuad". DarBber hinaos lU diese Soodcni- 
laauon lAr die Erfebnsic «nierer LlMemdUMf irrelevaai. 

1 5 ßiectt mm m. Zur Aaertenaunf ausUndueber VenraJiunfsakie m curo- 
paiicbcn Gemetnschafuirchi. iZ 1985. 1072. 1073. 

16 VfL FmmeriOischemnki (Fn. 12) n.wlil. 

17 VfL nur BVerfG. 22. 3. 1983. BVerfGE 63. M. 36t. 

tl VfL nur BGHZ 25. 134. 140: DmAurf. Die Aneftconunf von Verwni- 
luRfsnkiea der DDR. ROW 1981. 181. 191: MiacbKonn-fCfrurer. 
EGBGB 1 AuH ( 1990) auch Art. 38 Aah. III Rda. 16. Dtei f lU fiund- 
shizlich auch fhr die DDR: tir.. vfl. z. B. Dnhmf iibtd.1 S. 191/192 
laochi unier Beruimf auf An. 6 Saa I Gruadl ■peavenraf mi der 
DDR (BGBl. 1973 U 421); a. A. Hoffmmmm tin: v. Mttach |Hnf.|. 
Besonderes VerwaliuafsrechL 5. AufL (19851 S. 801). der un An- 
vhluft an Wot0iBmcknf (Vcrwaliunfsfcchi. 9. Aufl.. Band I |I974| 
f 50 IV b) defflfcfcndber davon ausfetü. daA An. 6 GnmdUf^ver- 
traf die Organe in der BRD vcrpOicbie. von Siaaisorfanen der DDR 
cfiasicnc Verwaliunf takle anzoerkcncica. ao«eti ttc nicbi fcfen den 
bundcsdeuischen .ordre poblic~ venioBea. T. Ettcf iDie Aberzonale 
Rcchismachi dcuiicber Verwaliuafsakic II96II S. 70. 97) le«ct die 
•teicbc POichl aus dem Wiedcrvereinipunfsfcbot ab. Drohmtt libid. 
191 (.1 mochte hierfür im Verhältnis zur DDR das Knienum der 
Rechlsemheii hcranzicben. Der RcchlseinbcRsgcüanke wurde jedoch 
IO casu nichi lur Anertennung luhren. weil weder die KccMtnonnen 
noch die wcaenilichca Erfebnisse der Reebtsanwendung idemtsch 
Mnd. 

19 Nach BufHcrtOlirhrirUt iFn. 12. S. 479. 482) sersioB c n die Ancrfccn- 
Qung und Vollsireckung ausiandiscbcr Sieucrford c ruagea g c f cn das 
DcfnoZraiiepnnzip und dca Vocbchal u f r und in z. Das BVerfG kai 
diese Auriassunc nichi Abcrnomoicn. VgL BVerfGE 63. 343. 367 f. 

20 BVerfGE 63. 34.i. 366. 

21 HftffmmmM tfn. 18) S. SOI: vgl. aoeh^rhrerherf. AUgemeincs VerwaL 
luofsrcchL .Aufl. (1986) | I Rdn. 102. 

'2 Vgl. uuii alter Marnmr. in: Handbuch de« mermauonaka Zivilverlah- 
rcitsfecliii. Bd. Ill/t ( 1984) Kap. 1 Rdn. 462 ff. 

23 AfdrTfMTiFn. 22) Rdn. 519. 



ZN^anesvollsircckunesmaßnahmcn ourcn Gcnchtc oacr Bchör- 
ücn ecnorcn nicrhcr*: sic unicrlicgcn eigenen Rcccin- . 

Zu ^ 16 a FGG ist man sich - ungeachtet des Streits, ob er 
auch die t Anerkennung vom Entscheidungen ausländischer Ver- 
waltungsbehörden erlaßt^ > jedcntalls dann einig, daß es sich in 
jedem Fall um Entscheidungen hanocln muß, die -aus deutscher 
Sicht - aur dem Gebiet der trciwiiligcn Genchisbarkcii ergangen 
^ino-*. 

Eine direkte Anwendung der 328 ZPO und § 16 a FGG 
als Beuneilungsgrundlagc für die .Anerkennung der hier in Frage 
stehenden ausländischen Hohcitsaktc kommt mithin nicht in 
Betraent. Da diese Vorschnften Akte der Streitentscheidung oder 
Rcchtsgcsialtung zwischen Privaten durch unabhängige Gerich- 
te in einem justizförmigen Verfahren voraussetzen, können sie 
auch nicht ohne weiteres analog auf solche Vollstreckungsakte 
angewandt werden, die eine ausländische Stcuerverwalningsbe- 
hörde einseitig zur Durchsetzung von Sicuerfordcningcn bzw. 
ihrer eigenen Vcrwaltungsakic eriäßL Immerhin wird man sagen 
können und müssen, daß deranige Verwalningsvollstieckungs- 
aktc nicht unter leichteren Voraussetzungen anerkannt werden 
können als ausländische Justizhoheitsakte, die in einem justiz- 
formigen Verfahren ergangen sind und Rechisstreiügkeiten zwi- 
schen Privaten entscheiden oder private Rechtsverhältnisse 
außer Streit ordnen. Als Mindesivoraussetzung fiirdie Ancriccn- 
nung von fremdsiaatlichen privatrechtsgestaltenden Stcuerver- 
waliungsvollstreckungsakten ist deshalb zu fordern, daß das 
entscheidende Organ international zuständig war und die Ent- 
scheidung mit der öfTenüichcn Ordnung, d. h. den Grundwertun- 
gen der lex fori vereinbar sein mutP. 

ln diesem Zusammenhang ist bemerkenswert, daß in der 
Bundesrepublik FGG -Akten von DDR-Behörden« gegen die 
keine richterliche Instanz an gerufen werden kann, die Anerken- 
nung wegen Verstoßes gegen den deutschen ordre public (Ver- 
letzung des Justizgewährungsanspruchs gern. Axt. 19 Abs. 4 
Satz I GG) versagt wird^. 

3.2J Anerkennun^$rejzcln für fr cmdstaaüivhe Vemvlturtj^sak» 
te Umernartonates VerM’altun^srrchtl 

Unter welchen Voraussetzungen die Wirkung ätfcländischcr 
Hoheitsakte, die - wie hier - auf Eingriffsnormen beruhen bzw. 
pnvaic Rcchtspositionen beeinträchtigen, auf das Inland er- 
streckt wird, richtet sich - v<irbchalilich völkerrechtlicher Ver- 
träge - nach dem inländischen t internationalen öffentlichen) 
Recht- . 

Eine ausdrückliche Regelung der Anerkennungsvorausset- 
zungen enthält das deutsche Recht nicht, ln der Literatur wird es 
in das Ermessen der Verwaltungsbehörden gestellt, ob sie ihren 
eigenen Entscheidungen ausländische Hoheitsakte zugrunde le- 
gen . Die deutsche Vcrwaliuncspraxis hat die GepOogenheit 
entwickelt, ausländische Vcrwaliuncsakie weitgehend zu be- 
rücksichtigen *. Indessen haben sich die Staaten jedenfalls bei 
der Beitreibung von fremdstaatlichen Abgabenforderungen auf 
ihrem eigenen Hoheitsgebiet - abgesehen von gegenseitigkeits- 
w ährenden und die ordre public-Grenze anerkennenden bilate- 
ralen Siaatsvcrtraccn - äußerst zurückhaltend gezeigt-, ln un- 
>crem Zusammenhang ist lediglich rclcvam. daß hinsichtlich der 
Grenzen der Anerkennung Einigkeit besteht; Ausländische Ho- 
heiisokte ( Verwaltungsaktcl dürfen nicht anerkannt werden, so- 
weit SIC gegen wesentliche Grundsätze des deutschen Rechts, 
d. h, gegen den deutschen ordre public verstoßen '. Diese Auf- 
fassung kann auf den Rechtsstaaisgrund.satz gestüut werden. 
Die dargeicgien Regeln gelten auch für pnvatrechisgestaltende 
frcmdstaatlichc Vcrwaltungsakic. 

Uber die Konlofmiiai mit dem deutschen ordre public hinaus 
wird man die tntcmaiionaie Zuständigkeit der ausländirchen 


Vcrwaiiungsbchorac zur Voraussetzung der Anerkennung ma- 
chen müssen 


2. 4 Ancrkcnnun^srf^fln für fremdstaatliche Zvian^svoil- 
streckim ^sakre ( Iniernationaies Z^ ani^ss'ollsrreckun^srechtt 

Die Vortragcn-Problcmaiik im Zusammenhang mit auslän- 
dischen Justizvollstreckungsakten in Mobilien tsi weder durch 
gesetzliche noch nchierlichc Regeln gelöst. Die Stellungnahmen 
Inder Literatur sind kontrovers. Nahezu Einigkeit besteht ledig- 
lich dann, daß gcnchilichc Entscheidungen, die Zwangsvoll- 
streckunesmaßnahmen zum Gegenstand haben, zu ihrer Wirk- 
samkeit über die Staaiserenzcn des Eriaßstaaies hinweg - wie 
jeder andere Hoheitsakt - der Anerkennung der ..Gaststaaten** 
bedürfen^'\ Ein Teil der Literatur tendien in neuerer Zeh dahin, 
solche Eingriffe > soweit es sich nicht um justizformige verkapp- 
te Enteignungen handelt - nicht als Erscheinungsfonn der Ent- 
eignung^ zu behandeln, sondern Jeichter*^ bzw. vorbehaltlich 
eines Verstoßes gegen den ordre public* anzuerkenncfL Wmf Irr 
vertritt - ohne Bekundung - die Auffassung, daß der im Wege 
der Zwangsversteigerung nach dem Recht des ausländi.schen 
Lage- und Versteieerungsones ordnungsgemäß erfolgte Eigen- 
tumserwerb in einem späienen Lagestaat auch dann anerkannt 
werden wird, wenn das vollstreckte Urteil in dem späieicn 
Lagestaai nicht anerkaimt wird und ein gleichlautendes Uiteil 
don nicht hätte ergehen können: eine entsprechende Herausga- 
beklage des ursprünglichen Eigentümers sei deshalb unbegrüri- 
der*'. Neumeyer^ knüpft die Anerkennung ausländischer 
Zwangsvollstreckung an die (sc. internationale) Zuständigkeit 


24 Schütze, Dcultebes i«tcniatk>iMlcs Zivilprozcttrcclit (1985) S. 193. 

25 Martinxifn, 22) Rda. 476. 

26 Dafür i. B. Krnphotier. Iniczutionalcs Pnvatrtcht (1990) I 60 tt 5; 
ctoschr. die Bcfmadaoc des RcgE zum Ges. z. Ncuregclviiff des IPR 
V. 23. 7. 1986. BT-Drs. 10/504 S. 93. 

27 Vcl. KrophttUer iFü. 26). 

28 Wimtert i Anerkeaauaf. Abäaöeninc und Votlsireckuag von Akten 
siaaütcher Ortaoe der ODR auf dem Gebiet der Freiwilligen Ccriciiu- 
barkeit. Oiss. jur. Bonn (1973| S. 64 fT.. 67 ff.. 112-114) siete FGG- 
Eoucheidungen von OOR-Organen als ausländische Entscheidungen 
an und zieht § 328 ZPO hermn. der die wesentlichen Prinzipien der 
Rechcsordnunc der Bundesrepublik für die Wirkungserstieckung irem- 
der Hohcitsakie auf unser Territorium enthalte, Unverzichtbnrer 
Grundsatz sei tu. a.} der iustizgewihrungsanspnidi f Art. 19 Abs. 4 
Satz I GG). 

29 Vel. BGH NJW 1956. 262. 263 Uusl. Entmondiguag): KG JZ 1967. 
113 l/.ttst. Anm. Wrar/rr tbid. 125: FGG-Entscheidung: Enclaasuag 
eines Tcstamenisvollstreckcrs durch staatliches Notahat der DOR); 
Wimmert iFo. 28) S. 9.V Jaturm, FGG 6. AuH ( 1971 ) f 35 Aiua. 140. 

30 Vgl. MünchKomm-SiMiieakrrtrr iFn. 12) Rdn. 92. 94. 103 m. 
Naefaw.: s. auch Murner (Fm. 22) Rdn. 519. 

y\ Httfjmann (Fn. 18) S. 799; vfl. auch £nr/ iFn. 18) S. 41 ff. Die Frage 
der Kompetenz lEmächügmng) für eine derartige Anerkennung ficmd- 
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.^2 Hnffmanni^n. I8l S. 799. 

.D. Vgl. I. B. Rcchishilfevcnrag v. 11. 9. 1 970 zwischen der Bundesrepu- 
blik Deut.'ichland und der Republik Österreich Ober Rechu- und Amts- 
Hilfe in Zull*. Verbrauch ssieuer- und Monopolangclegcnheiien. BGBl. 
1971 II lUOl (An. II: Anerkennung und Volbireckuag von Eaeku- 
iionsitleln: An. 4: ordre public -Grenzer, s. aueh FapiertOhcke%‘tti 
(Fn. 12). 

U Vcl. BVcriGEb.k .'-l.V 361. 

Vgl. z. B. AchicrPerr (Fn. 21) Rdn. 10.1 f.; Eitel (Fn. 8 ) S. 88 ff.. 9,1; 
HoftHMun iFn. 18) S. 799 ff.: Könie. Die Anerkennung ausländischer 
Verwaltungsaktc (1965) S. 90 (.; Nemmexer. Iniemaiionalcs Verwal« 
(unesrecht. Bd. IV «1936) S. .1.18 IT. Vel. au» der Recht sprcchucg: 
BVerfGE 6.1. .U.l. .166. 

16 Nemmexer tFn. .15) S. 323 ff-, 3.16/3.17. 

17 Vgl. stau aller .>4k«i;r iFn. 24) S. 193. 

.'8 So aber /.. B. mich hmkn. MDR 196(1. 579 (für Konkurs). 

.19 Vgl. Soengei-Krtrt. EGBCB. II. Auf). (I9X4| Rdn. XO.I; Armhrü- 
iierij4tpcn tFn. 1 1 S. 336: vgl. auch Schock. Iniemaiionale Zwangs- 
vollstreckung la Geldfordcningcn. RpOeger 1980. 175 (Sachptan- 
dungi. 

40 MünchKomm-A>r«;rr i Fu. 3) Rdn. 1.55. 158 (für Scbiffel. 

4 t RCRK-BGB. Bd. VI Internationales Privairccht. I. Teilband. 12. Auf). 
<1981)5.404. 

42 Ibid. lFr\. 35) S. I7l FuBnote 7. 
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des voilstrcckcnocn Staaics, die mit der Bclcecnhcit des Geccn- 
^landc^ ocr Vollstreckung in dem Gebiet dieses Staates gegeben 
sei. Der Eigcniumscrv^crb im Wege der Zwangsvoilstrcckune 
irkc auch gegen den .xmeigneicn * Eigentümer. Zu Unrecht 
nimmt ;Vei/mever' allerdings an, daß die Anerkennung „Anwen- 
dung jener Satze im Privatrccht des handelnden Staates” bedeu- 
te. .ilic an den Akt eine Rechtsveranderung anknupfen”. Der 
inländische Richter wendet keinestalls ausländisches Lage- und 
Zw ang SV crsicigcrungsonsrccht mit der Folge der Eigentumszu- 
weisung an. Ge/mer will ausländische Voll Streckungsakte nicht 
arierkennen-*. sondern für die sacncnrcchilichcn Wirkungen die 
lex rei sitae zum Zeitpunkt der Zwangs Verwertung iVersteiee- 
rungsonsrecht) anwenden^. Der BGH hat in seiner bahnbre- 
chenden Entscheidung zur Anerkennung ausländischer Konkur- 
se"^ der ausländischen Konkurseröffnung auch im Inland unter 
der Voraussetzung Wirkung zuerkannL daß der Auslandskon- 
kurs durch eine intcmationaJ zuständige Behoede nach der lex 
fori concursus wirksam eröffnet wurde und kein Verstoß gegen 
den deutschen ordre public vorlicgL Für Einzclzwangsvolistrek- 
kungsakic in Mobilien dürften die Gcnchtc - bisher liegen keine 
vcröffcnilichien Entscheidungen vor - entsprechend entschei- 
den: Ein fremdstaailicher Zwangsvollscreckungsakt ist anzuer- 
kennen. wenn er durch eine international zuständige ausländi- 
sche Behörde - lege fori cxecutionis wirksam - erlassen wurde 
und nicht gegen den deutschen ordre publ ic verstößt. Die Rechts- 
grundlage für diese Anerkennung siegeln findet sich zumindest 
für den ordre public im Rcchtssiaaisprinzip des Grundgesetzes 
(Am. 20 Abs. 1.28 Abs. I Satz I GG i.V.m, Art. 2 Abs. I (3Gr. 

iJ_5 Zwisch^nfr^ebnis 

Nach - zumindest - überwiegender Auffassung sind fremd- 
staatliche Vcrwalomes- und Vollsireckunesakic jedenfalls dann 
nicht anzuerkennen, wenn - aus deutscher Sicht - der erlassen- 
den Stel le die inicmaiioaalc Zuständigkeit fehlt oder der Verwai- 
lungs- bzw. Vbllsireckungsaki gegen den deutschen ( verfahrens- 
rechllichcn oder maicnellrechtlicheni ordre public einschließ- 
lich der Grundrechte verstößt. Ob über diese sich aus dem 
Rechtsstaaiserundsatz ergebenden Mindest Voraussetzungen, 
die jeder anzucrkcnncndc ausländische Hoheitsakt erfüllen muß. 
noch weitere Vonnisscizungcn (z. B. Gegcnsciiigkciu förmli- 
ches Ancrkcnnunesvcrtahreni bei bestimmten Arten von Ver- 
waJiungsakien iz. B. akademische Titel. Maiumi crtordcrlich 
Mnd. mag hier dahinstchen. 

Suhsumtirm 

Prüft man die Anerkennung des (möglicherweise) Eigentum 
übertragenden freihändigen Verkaufs der Standuhr seitens der 
Steuerbehörde an die Osi-Bcriincr Kunst und Amiquiütcn 
GmbH, d. h. des fremdstaaiiichcn pnvatrechis ge stallenden 
SicucrvcrwaJiungsvollstrcciungsakts (einschJ. der Verfahrens- 
aspekic) anhand der auf gezeigten Regeln, so ergibt sich folgen- 
des: 

Jeder Staat besitzt gemäß dem sog. Tcrritonalprinzip die 
intcmaiionaic Zuständigkeit für Voll.sireckunesmaßruhmcn an 
Sachen, die sich auf seinem Hoheitsgebiet befinden"*. An der 
iiiiemaiiotialcn ZusuTidigkcit der DDR -Steuerbehörden kann 
daher in casu kein Zweifel bestehen, da sich der vcrwcrtcic 
Gegenstand zum Zeitpunkt des hoheitlichen Eingriffs in der 
DDR befand und die Standuhr überdies einem in der DDR 
wohnenden DDR-Bürger gchonc. 

Hinsichtlich der öffentlichen Ordnung ist zwischen dem 
vertahrensrccht liehen und dem matenellcn ordre public zu dif- 
ferenzieren. Im Bereich des vcrlahrcnsrcchtlichcn ordre public 
stehen die .Am. 1 9 Abs. 4 Satz 1,13 Abs. 2 (3G sowie der Rcchis- 
staatsgrundsatz (Am. 20 Abs. 1. 28 Abs. 1 Satz 1 GG i.V.m. 


Art. 2 .Abs. 1 GG) im Vordergrund. Beim maicncllen ordre pu- 
blic geht cs im wesentlichen um An. 14 GG. 

JJ.I Recniswc^^aranne gern. An. 19 Abs. 4 San / GG.*’ 

Die sog. Rechtsweg garantie (besser Genchtswcegamntie i 
des Art. 19 .Abs. 4 Satz 1 GG eröffnet jedermann den Rechtsweg 
(GcnchiswegK der durch die (deutsche"* i öffentliche Gewalt in 
seinen Rechten vericat ist. Das BVerTG hat in dem schon an- 
geführten Vertahren zur inländischen Anerkennung und Voll- 
streckung österreichischer Abgabcbcschcidc ausdrücklich 
klargestclli, daß die Ancrkcniumgscntschcidung und der Voll- 
strcckungsdurcheriff der deutschen Vollstrcckunesbehördcn 
Eingriffe der deutschen öffentlichen Gewalt darsteüen und die 
Anerkennung und Vollstreckung eines ausländischen Hohetts- 
aktes in der Bundesrepublik Deutschland den Schutzbereich des 
Art. 19 Abs. 4 Satz i GG betreffen können"^, indessen steht ja 
gegen eine derartige Ausübung der deutschen öffentlichen Ge- 
walt (Anerkennung und VoUstreckbarerklärung eines ausländi- 
schen Abgabenbescheids durch deutsche Behörden) selbstver- 
ständlich der Gerichtsweg zu den Rnanzgchchten und letztlicfa 
zum BVetfG offen. Hingegen entzieht sich der ausländische 
Steuerbescheid der Rechtsweggaiantic des Art 19 Abs. 4 Satz 1 
GG^’. Im vofi legenden Inzkkm-Anerkennungsvcrfahren geht es 
um den eigendich noch gravierenderen Fall, daß nicht nur der 
Steuerbescheid als GnindverwaltongsakL sondern auch die aus- 
ländischen Beitreibungsakie außerhalb der Gehchtsweggarantie 
bleiben. Dementsprechend stellt sich die Frage, ob das deutsche 
Verfassungsrecht als Voraussemmg der inländischen ( Inzident-) 
Anerkennung eines ausländischen Vollstreckun^saktes durch 
ein inländisches Gericht die Gcwihrleisiiing des ausländischen 
Gerichtswegs forderL Der als verfassungsrechtliche Vorgabe für 
Eingriffe durch die deutsche öffentiiehe Exekutiv-Gcwal^- koo- 
zipiene Art. 19 Abs. 4 Satz i GG paßt nicht auf unseren Fall, in 
dem die (Inzident-) Anerkennung und damit die Ausübung deut- 
scher öffentlicher Gewalt durch ein Gericht erfolgt^^. Im Rahmen 
der Prüfung der (Inzident-) Anerkennung geht es nicht um die in 
Art. 19 Abs. 4 GG gcrocinte** Eröffnung des deutschen Rechts- 
wegs. sondern um den (InzidentarKrkennungs-) Maßstab, den 
der deutsche Richter an den ausländischen hoheitlichen Eingriff 
hinsichtlich dessen gerichtlicher Überprüfbarkeit anzulegcn hat. 
In casu ist die Frage zu beantworten, ob der Rechtsstaatsgmnd- 
sau(ArtL20Abs. 1.28 Abs. l Satz I i.Vjn. Art. 2 Abs. l GGr 


43 tbid. ilcute Fa.). 

44 Grfjnrr «Fn. 5) Rda. 2359 a. uatcf «unirtlfcnder Benifunf auf Sekmt* 
r^^iFo. 24) S. 193. 

45 Grimtr K^n. 5) Rdn. 2359 a Boicr ■aridttifer bzw. unreaaucr B«nifng 
a«f MüocliKomm-ICrrirr^r EGBCa l. Auf). ( 19831 aach An. 12Aiik.l 
Rda. 158 bzw. Ketet. latcmatkMufas Phvairccht. f 19 V; beide 

Itch auf Trattsportmifiel bezofext: SoerfH^Ketei vor Art. 7 Rda. 571: 
auf res in transitu bezofca: siebe demfCftnuber tCrtrf. ibid.. vor 
An. 7 Rdn. 803. 

46 BGHZ95.256. 270. 

47 Vgl. BVeifGE 63. 343. 366. 

48 Vgl. Getmfr (Fn. 5) Rdn. 405, 1221; vgl. auch Svkack (Fn. 39), 

49 Vgl. BVerfGE 58. I. 26 ff.: Hrtsc. Gnindziige des Verfassung srccbis 
der Baadcsrcpublik Dcutschlaad. 16. Auf) (I988l Rdn. 337. 

50 BVerfGE 63. 343. 375 ff. 

.M FapirrtOischr^ski (Fn. 12» S. 480 m.w. Nach w. in Fn. 64. 

.^2 Der Schutzbcrtich des An. 19 Abs. 4 Satz 1 GO crstnccki sich reget* 
mäbie nur auf die vollziehende <3ewaii. nichi aul Gcnchtc: BVerfCS 
1 5. 375. 280 f.: Heise l Fo. 49» Rda. 337, Es fibi la in der Tal kciora 
Sino. von Verfasauags wegen den Gcncbisweg gegen deutsche Gcncb^ 
tc zu deutschen Certchtca zu croffaea. 

.53 Anders da.s KG toben Fn. 29). das im Verhältnis zur DDR emes 
pnvatrcchtsgcstalieodea. zu cincaa cadgüliigen Rcchuvcrlusi führe» 
den DDR-Hoheiisaki unier Berufuag auf An. 19 Abs. 4 Satz I GC 
nicht anerkannt hat weil es sich dabei um die emäemliife Entscheid«») 
einer Verwaltungtsietk handelte, gxgen die keine Anrufung ct»e: 
Gerichts irsöflich war Ketet rcrwcist dagegen zu Recht auf cs»i 
Verletzung von f 328 Abs. I Nr. 4 ZPO. d. h. den ordre public: Sore 
eei-Kerei. EG BGB. II. Aufl. (I9M» vor An. 7 Rdn. 751. 

54 Vgl. nur FapterfOisckrwsii iFn. 12) S. 481. 

55 Der Rcchlsstaatscntndsaiz umlafii den materiellen Inhalt des Art, V 
Abs. 4 Sau I GG mu. 





vctiangL daß cm im Inlard (inzident) anzucrkcnncndcr Emgnff 
rremder otfcnilichcr i Exekutiv - 1 Gewait die Anforderungen un- 
Ncrcr vcnassungsrechtiichcn Rechts w cg gara nt ic ctlülli. um oen 
Vorwurf der Rcchtsstaaiswidrigkcii gegen den ^umscizcnccn * 
deutschen Hohcitsakt auszuraumen. 

jj 2 RfchiT^'t^!Sarantte ^emäß Art. 20 Ahs. l . Art. 28 Ahs. I 
Satz I GC (Rfchissiaats^rundsarzi 

Der umfassende gcnchiliche Rechtsschutz gegen alle Akte 
der 1 deutschen» öffentlichen Gewalt stellt ein konstiiuüvcs Ele- 
ment des Rechtsstaates dar'*. Deutsche Hohciisgcwalt wird auch 
ausgeübt, wenn cm deutscher Träger öffentlicher Gewalt emc 
Entscheidung trifft, deren Inhalt sich maßgebend aus derpnvat- 
rechtsgestalicndcn Wirkung einer frcmdsiaarlichcn Entschd- 
dung ergibt'". In casu entnimmt das deutsche Gericht die Beant- 
wortung einer cmscheidungscrhcblichcn Vorfrage einer fremd- 
staatlichen Entscheidung und stützt sein eigenes Urteil hierauf. 
Der inländische Hohcitsakt wird bei Anerkennung des ausländi- 
schen Eingriffs durch diesen bestimmL setzt diesen um. gibt 
diesem Folge, Der fremde Hohcitsakt wird gewissermaßen r»o- 
strifizierL Deshalb müssen ausländische Entscheidungen, denen 
•durch Anerkennung im Inland Wirkung verliehen wird, darauf- 
hin geprüft wcTxicn. ob ihre Anerkennung mit der deutschen 
Verfassung bzw, dem ordre public in Einklang steht'*. Das 
BVcrfG hat für die Einführung der generellen Vollstrcckungs- 
möglichkeit ausländischer Voilstreckungstitel ( in casu: m Abga- 
bcsachen) aus dem Rechtssiaatsgrundsatz Mindesianfordcnin- 
gen dahin abgeleitet, daß ..das matcncllc ausländische Abgaben- 
recht nicht der verfassungsrechtlichen öffentlichen Ordnung 
(ordre public» der Bundesrepublik Deutschland zuwidaiäuft 
und das ausländische Verfahrensrecht, in dem Abgabenver- 
pflichlungcn tituliert werden, einem rcchtssiaatlichcn Mindcsi- 
siandard an Vcrfahrcnsgcrechtigkcit genügt“^. Verfassungs- 
rechtliche Voraussetzung für die Vollstreckung ausländischer 
Titel im Inland ist die tatsächliche Eröffnung eines Maßes an 
Rechtsschutz im Ausland, das gewissen MindestanfonJenmgen 
an Rechisstaaüichkeü genügt. Diese - insoweit wohl aus Atl 19 
Abs. 4 Satz l GG entnommenen - Mindestanforderungen hat 
das Gericht dahin konkretisiert, daß dazu generell .4ie Möglich- 
Kcii des Rechtswegs vor unabhängige und unparteiische Gerich- 
te. ein Mindestmaß an gehongem Verfahren, insbesondere die 
Gewährieisiung des rcchilichcn (jehörs und rechtskundigen Bei- 
stands sowie eine hinreichende, dem Rcchtsschutzbcgchicn an- 
ccmcsscnc Prülungs- und Enischcidungsmacht der Gerichte 
über das Rcchtsschuizbcgchren" gehört’. Dies bcdeuieL daß 
genchilichcr Rechtsschutz gegen den ..vorgcschalicien*' Rcchts- 
anwciKlungsvörgang. d. h. im Rahmen der Entstehung des taus- 
ländischcni Vbllstrcckungsiiicjs möglich sein muß*’, um einen 
ausländischen Tiicl inlandsvollstrcckuneslähig zu machen*^. 

Im vorliegenden Fall geht cs allerdings nicht wie bei dem 
vom BVcrtG zu entscheidenden Sachvcritalt um die Hauptfrage 
der Anerkennung. Vollsircckbarcrklärung und Vollstreckung ei- 
nes ausländischen Abgabcnbcschcids, sondern .Jiur* um die 
Vorfrage der Anerkennung der rcchilichcn Ergebnisse eines 
ausländischen Gesetzesanwendungsvorgangs, in concreto eines 
im Ausland bereits voll streckten Abgabcnbcschcids. Vorder- 
gründig sclieini der Vollsirccküngszugriff im Inland einen süir- 
keren Eingriff als die bloße Berücksichtigung des im Ausland 
bereits erfolgten 2LugrilTs darzustclien. Indessen ist zu beachten, 
daß im Fall der Inlandsvollstrcckung wenigstens das die Voll- 
Nircckung emleiiendc Lcisiunesgcbot und die darauf beruhenden 
weiteren Bcitreibungsakic als Akte deutscher öffentlicher Ge- 
walt der Rcchiswcggaraniic (An. 19 Abs. 4 Satz I GG) untcriie- 
ccn. während im Fall der Anerkennung eines ausländischen 
Stcucrvollsireckungsaktcs der Rcchtswcgschutz nicht einmal 
soweit reichi, obwohl der inländische Hohcitsakt (das Zivilur- 


icil» auf dem ausländischen Einenff beruht und damit dessen 
Wirkung axfl das Inland erstreckt. Also bcsicni hier cm noch 
gcnngcrcr Rechtsschutz. Deshalb sind die vom BVcrtG als 
Voraussetzung für die Anerkennung und Vollsircckbarcrklärung 
ausländischer Exckuiionsiiicl anerkannten Grundsätze, insbe- 
sondere djc Gcnchiswcggaraniic. a minore ad maius auch auf 
die Anerkdsiung der rechtlichen Ergebnisse einer aasländischcn 
Exekution m einem inländischen Vertahren anzuwenden*’. .An- 
demlails murdc der umfassende gcnchiliche Schutz m unerträg- 
licher Wetse verkürzt und der deutsche Richter potentiell zum 
blinden Büttel ausländischer rcchisstaatswidngcr Eingnffc. 

Der BGH meint dcmgcgcnübcT. daß Jiber An. 30 EGBGB 
a. F. nicht verlangt werden tsc. könne», daß in jedem Staat 
dieselben Rcchtsschuizgaranticn wirken, die hier An. 19 Abs. 4 
GG gewäfaricistct'*: das Nachbcstcueningsvcrfahrcn in der DDR 
sei demeocsprechend nicht deswegen rcchtssiaatswidrig, weil 
dort eine gerichtliche Nachprüfung der Entscheidungen der 
Steuervemioing nicht vorgesehen ist und diese Entscheidun- 
gen im Sicncrstrafvcrfahrcn von den (jcrichien zugrunde gelegt 
werden (Emscheidungsgründe sub ID. Diese apodiktischen Be- 
merkungen werden der Problematik und insb^ond^ der Ver- 
fassungsirchtslage keinesfalls gerecht**. Es geht nicht darum, 
„daß in jedem Staat dieselben Rcchtsschutzgarantien wirken**, 
wie von Art. 19 Abs. 4 Satz 1 GG gefordert, sondern darum, ob 
der auf der Anerkennung eines ausländischen Hoheitsakts beru- 
hende kookrete inländische Hokeitsakr den rechtssiaatlichen 
Anforderungen des GG entspricht oder nicht. Wird ein inländi- 
scher Hoheitsakt auf einen ausländischen Hoheitsakt f^estürzr, 
der die rcchtsstaatiichen Anforderungen des GG nicht erfüllt, so 
hat dies die Rechtsstaatswidrigkeit des inländischen Hoheitsak- 
tes. in casu des 2Livilurteiis. zur Folge, Deshalb sind im Ancrkch- 
nungsvcrtihren die unabdingbaren rechtsstaailichen Mindester- 
fordemisse für staatliche Eingriffe zu beachten. Dazu gehört 
nicht nur die gerichtliche Prüfung an sich: die Rechtsweggaran- 
tie will vielmehr die umfassende Überprüfung des staatlichen 
Eingriffs in rechtlicher und tatsächlicher Hinsicht ermöglichen*^. 

Steuerbescheide. Sicherungsbcschlagnahme (dinglicher Ar- 
rest). VbQstreckungspTändung und Zwangsverwenungsmaßnah- 
men wie der freihändige Verkauf der gepfändeten Sache seitens 
der Steuerbehörden stellen Eingriffe der öffentlichen Gewalt in 
private Rechte bzw. Rechispositionen dar. Der aus Art. 1 9 Abs. 4 
Satz 1 GG utkI dem Rechtsstaaisgrundsatz (Am. 20 Abs. 1. 28 
Abs. I Sarr | i.V.m. 2 Abs. 1 GG) zu entnehmenden Rcchiswcg- 
bzw, Gerichtsweggararuic hat das Slcuervertahrensrechi der 
Bundesrepublik in umfassender Weise Rechnung getragen: Alle 
beschweröiden Slcucrmcßbcscheidc oder Steuerbc.scheide so- 
wie alle auf deren Grtmdlage ergehenden Vollstreckungs- oder 
BeitretbiMigsakte unieritegen in rechtlicher und tatsächlicher 
Hinsicht in vollem Umfang der richterlichen Kontrolle**. Des- 
halb ist cs verfassungsrechtlich unzulässig, die Gerichte an die 
tatsächlichen Festste Hungen der Steuerbehörden zu bindcn*\ 


56 Vgl. «rw (Fn. 49) Rdn. 192 ff.. 202. 

57 Vel. iFn. 22) Rdn. 164. 

5K Marnwr tfn. 22) Rdn. 177. IKl. 

59 BVerfGE 63. 34.1. .V>6 

60 BVerfGE 63. 34.1. .17X. 

61 Vpl. ByeriGB .U3, 376 f. 

62 Ausdnact. findel da.< von Verfas^unes weten bestehende Erfordernis 
der Rjcdiuwcfgarantie für auslandisclie Einpriffe. die im Inland voll- 
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von euwer Stelle verhangi worden iiikL pepen deren Enlvcheidungen 
ufiabkäweigc Gerichic anperufeti werden lionnen. 

63 Möf tidi cr wcne ebenso Mantmr iFn. 22) Rdn. 176. 

64 Krit. —eh ArmhruxtrnJofxm iFn. I ) S. 3.^7 Fn. 57. 

65 BVerfGE 15. 275. 2X2: IX. 203. 212. 

66 Vtl. « JUR AO: 44 40. 42 FGO. 

67 Paptrrre^isch^ski i Fn. 12) S. 4X0 m.w.Nachw. in Fn. 70. 





Dem Sicucrawangsvoilstrcckungsvcnahrcn analoge Rechts- 
schuizgaraniicn bicJcn das allgemeine Vcrwanungszwangsvoll- 
^iircckungsrechr* und das Zivil-Zwangsvollstreckungsrechr*. 
Nach dem Recht der DDR bcychcn gegen Steucrvenik*aJtungs- 
akte keine entsprechenden Rechtsmittel zu unabhängigen Ge- 
nchten. Die Entscheidung der Beschwerdestelle ist endgültig 
Die SIC uervcrwal tun es internen Besch wcrdcmoglichkciicn - rei- 
chen nicht aus, um die vertassungsrechtlichcn Anerkennungs- 
vorausscmingcn zu ertullen. Weder der pnvatrechtsgestaJtendc 
(cigcniumsühenragcnde) Venvenungsakt des treihändigen Ver- 
kauls oder die anderen im Zwangsverwenungsvenahren 
ergangenen Stcucrhoheitsakte (Sichcrungsbcschlagnahmc. Ver- 
wenungspfändung des Herausgabeanspruchs) noch der Steuer- 
bescheid als Vollstreckungsmel und Rechtsgrund des Eigen- 
tumsverlusis können in einer der Gcrichtsv/eggaraniie emspre- 
chenden Weise überprüft werden^. Daraus ergibt sich, daß dem 
Kl, sein Eigentum an der Standuhr in einem rechtsstaats widrigen 
Verfahren entzogen wurde, indem der BGH seinen kiageabwei- 
senden Urteilsspruch auf einen rechtsstaaiswidrig zustande ge- 
kommenen ausländischen Tfoheitsakt stützL verschafft er dem 
mit der grundgesetzlichen Rechtsweggarantie nicht zu vereinba- 
renden DDR-Steuervollstreckungsakt im Inland Wirkung, 
macht sich diesen gewissermaßen zu eigen. Mit seinem .sank- 
tionierenden'* Urteil greift der BGH. d. h. die deutsche Staatsge- 
walt verfassungswidrig in das Eigentumsrecht des KI. ein. 2m- 
gleich liegt hierin - de facto - eine Ennutigung. so weiter 
fonzufahren, da das Risiko von Regreßprozessen durch die 
Entscheidung des BGH ausgeschlossen wurde. 


3JJ VfHftzun^ des rechtlichen Gehörs (Art. 103 Abs, I CG 
brw. Art, 20 Abs. /. Art, 28 Abs. / San I CG. Rechtsstaats- 
^rundsant? 

Durch das Steuervollstreckungs verfahren könnte auch - der 
mitgeteilte Sachverhalt läßt keine sicheren Schlüsse zu - die 
Garantie des rechtlichen Gehörs (Art. 103 Abs.-l GG) verletzt 
sein. Zwar gewährleistet Art. 103 Abs. 1 GG das rechtliche 
Gehör nur im gerichtlichen Verfahren, jedoch garantiert das 
Rechtsstaatsprinzip das rechtliche Gehör im Verwaltungsvcrfah- 
ren zumindest dann, wenn sich - wie im vorliegenden Fall - kein 
gerichtliches Verfahren anschließcn kann'*. 


3J,4 Unverletzlichkeit der Wohmmfi (Art. 13 Abs. 2 GCl 

Nach Art. 13 Abs. 2 GG dürfen Ourch.suchungen nur durch 
den Richter, bei Gefahr im Verzug auch durch die in den Geset- 
zen vorgesehenen anderen Organe an geordnet und nur in der dort 
vorgcschncbcncn Form durchgefuhrt werden. Nach dem sich 
aus dem Urteil des KG ergebenden Sachverhalt haben die staat- 
lichen Organe der DDR sich anscheinend durch Täuschung 
Zugang zu der Wohnung des KL verschafft und im Anschluß 
daran die Wohnung durchsucht*“*. Von einem richicriichcn 
Durchsuchungsbefehl ist nirgendwo die Rede. Im 2Lcitpunkt der 
Untersuchung lag noch nicht einmal ein öffcntlich-rcchilichcr 
Titel in Gestalt eines Steuerbescheides vor. Nach der Rcchtspre- 
clmng des BVerlG"“ rciclii uu übrigeti ein üeraniger Tild nicht 
aas. um die Durch.suchung der Wohnung zu erlauben: hierfür 
bcdarl cs vielmehr einer her/wc/ere/r richterlichen Anordnung ^ 
Zwar haltet dieser Verstoß gegen An. 1 3 Abs. 2 CXj nicht dem 
freihändigen Verkauf als Anerkennungsgegenstand unmittelbar 
an: jedoch hot sich die Steuerbehörde die mittels des freihändi- 
gen Verkaufs verwertete und übcrcignetc Standuhr letztlich auf 
eine Weise verschafft, die gegen den deutschen ordre public 
V crsiößi. Dies kann bei der Frage der Anerkennung der Übereig- 
nung der Standuhr nichi unberücksichtigi Weiben. 


JJJ \1areneller nrdre punltc: L hermdÜteer Etnvnß tn \ er- 
mneensposinonen des Klägers t An 14 GGi 

Das KG hat die Veräußerung der Standuhr mittels freihändi- 
gen Verkaufs nach intcmationaiem Entcignungsrcchi behanocli 
und an Art. 30 EGBGB a. F. scheitern lassen. Das gegen den Kl. 
durchge führte .Nachbesicucrungsven'ahren verstoße bei der cr- 
torberiiehen Gesamtschau der gegen den KL geiroiienen .Maß- 
nahmen gegen rcchisstoatliche Grundsätze und damit gegen den 
deutschen orörc public, ln den gegen den Kl. verhängten Geld- 
leistungsverptlichtuneen. die den von der Finanzbehörde ge- 
schätzten Gewinn um annähernd eine halbe Million Mark über- 
steigen. sieht das Gericht eine Enteignung, weil sie den Kl. 
zwängen, in erheblichem Umfang auf die Vermögenssubstanz 
zunickzugreifen. um die Abgaben entrichten zu können: deshalb 
sei jedenfalls im konkreten Fall das Übermaßverboc verletzt. 
J>ie Anwendung des Rechts der DDR. soweit nach diesem 
Recht von einer wirksamen Beschlagnahme durch das Finanz- 
amt und von einer ebenfalls wirksamen Weiterveräufiening der 
Standuhr auszugehen ist", stehe zu tragenden Grundgedanken 
des inländischen Rechts und der in ihnen liegenden Gerechtig- 
keitsvorstellungen in so starkem Widcrspnich. daß seine Anwen- 
dung untragbar erscheine (Entschekiungsgründe sub V 4). Diese 
Feststellung begründet das KG mit einer Abwägung der beider- 
seitieen interessenlage. indem es daraufhinweist, daß der Schutz 
des persönlichen Eigenninu des Kl. gegenüber den Belangen der 
BekJ. Vorrang habe, die den geeigneten Gegenstand im Rahmen 
ihres Handelsgewerbes in Gewinnerzielungsabsicht erworben 
habe. Von entscheidender Bedeutung für den ordre public-Ver- 
stoß sei aber der Umstand, daß die BekL beim Erwerb der 
Standuhr hinskrhtiieh der Art und Weise der Beschaffung von 
Antiquitäten und Kunstgegenstinden zur DevisenbeschafTüng 
nicht gutgläubig gewesen sei. Diese Abwägung der konkreten 
Interessen und msbesondere das Absteilen auf den subjektiven 
Tatbestand bei der in der Bundesrepublik domizilierten Bekl. ist 
unhaltbar^. Ob die Anwendung eines fremden Rechts gegen 
Gfundwertungen unserer Redasordnung verstößt kann doch 
wohl kaum entscheidend davon abhängen. ob ein inländischer 
Erwerber gutgläubig ist oder nichL Die Gutgläubigkeit stellt im 
deutschen intemationaien Emdgnungsrecht keine Anerken- 
nungsvoraussetzung dar^. Soweit das KG aus dem angenomme- 
nen ordre publ ic- Verstoß die Konsequenz zieht daß ..die Änn^en- 
diutf des Rechts der DDR" insoweit ausscheiden müsse. ..als 
aufgrund dieses Rechts von einer wirksamen Beschlagnahme 
durch das Rnanzamt auszugehen wäre", halt das Gericht die 
Anwendung des Rechts der DDR durch das deutsche Gericht 
und die Anerkennung der Wirksamkeit eines fremdstaatlichen 


6X VfL 2 . B. II 5. 18 VwVG. II 40 . 4: VwGO. 

VfL zu den kompliztcnen RcckuhelieUco dex Arrcxiprozcsic« hzw. 
.Anesivollzichnafsverlährens: ß^mnSimrmer, Zwanfsvolhtreckimcx-. 
Konkurs- und Ver^ leichsrechi. II. A«n. ( 198.^) Rdn. 836 fT. bzw. 86V. 

70 VfL I 17 Abs. 2 Sau 2 VO v. 24. I. 1969 iFn. 6L 

71 VfL II 17. 20 Abs. 3 VO v. 24. 1. 1969 iFn. 6). 

72 Offcnbkihcn kann deshalb, ob der Zat aog zu einem OOR-Gchcbi der 
ordre public Anforderunt de» An. 97 GG enixprochen halle. 

7J VfL D. Lttrmz. .\ntkel ..Rcchilicbcs Gehör“, in; Siaaislezikon. 
T. Aull. Bd. IV ( 19881 xub 2.ci: vfL auch I 91 AO xowic II 28 f.. 66. 
71 VwVfG. 

74 Einletiunf eines Nachbextcuemofsveflahrenx am 8. 12. 1981 de re e - 
Mall, dab der Siaatsanwali. Beatme des Finanzamts und der Sieiier- 
talmdunf sowie cm Beaultraiüerdcs VEB Annkhandel in PtmafDORi 
\ich auicrund einer fcmeinsame« Absprache umer dem Vorwand, dtc 
Wxs.scruhr auswechseln zu wollen. EialaB in das Haus des KL ver- 
^hälften, diesen verhalieien und anschltcBcnd den ccsamtcn Kami- 
licnbesitz ohne Ruckstchi daraul. ob die Gepensianöe dem KL aelbsi. 
meiner Ehclraa oder den gemeinsami Kindern fcbörien. durch einen 
Miiarheiier des VEB Aniikhandcl m Pinu mvcntansienen. 

75 BVcfiCE 57. 346 (| 2X7 AO im SÄonctverwahungsvcriahrcni. 

?6 Oteser Rcchisprcchunf bai die Noseütcrune der AO tm Jahr 1980 in 
i 287 Abs. 4 AO Rcchnunc getracen. 

77 Ebenso ÄrmhrmsirnJttpcn iFn. 1 1 S. 3.'4. 

7X VfL MünchKomni-A/-rifirr iFn. IX) Rdn. 14 ff. 
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Hoheiisaktes durch das tniandische Gericht nicht klar auseinan- 
der. V 

Der BGH hat zwar ctngeraumL daß ein Nachbcsicuerungs- 
verfahren als Enteignung gewenet werden könne, jedoch in casu 
das Vbfiiegen einer enischääi?un^slosen Enteignung verneint 
< Entscheidungsgninde sub 111 2 b). weil die Sieuergesetzc der 
DDR - entgegen der Annahme des KG - keinen konfiskaion- 
sehen Charakter hätten (Entscheidungsgninde sub (II 2 bi. Da- 
mit wird der BGH der Argumentation des KG nicht gerecht’^, 
weil dieses seine Entscheidung im Kern damit begründet hau 
daß tm konkreten Fall ein Ventoß gegen das Cbermaßverboc 
voriiege. in der Tat spricht eiruges dalllu daß der DDR-Steuer- 
zugriff im vodtegenden Fall die nach der Rechtsprechung des 
BVerfG in Art. 14 Abs, I GG gesetzxe äußerste Grenze über- 
schiitten hau Nach den konkreten Umstanden ist es zumindest 
nicht von vornherein ausgeschlosseiu daß die Auferlegung der 
Steuerpflicht - wobei zumindest auch die Umbewenungsdiffe- 
renz als Folge der Erhöhung der Besteuerungsgrundlage einzu- 
bezichen wäre^ - ulen Pflichtigen ubepnaßig belastet) und 
seine Vcnnögensverhältntssc gnmdlegend beeinträchtigt tr, für 
welchen Fall das BVerfG einqi verfassungswidrigen Eingriff 
bejaht**. Indessen braucht diese Probiematik nicht vertieft zu 
erdeiu da der Verstoß gegen den verfahrensrcchtlichen ordre 
ublic auf der Hand liegt und schon deshalb die Anerkennung 
des Eigentumsveriusts durch den fieihändigen Verkauf versagt 
werdenmuß,ohnedaßesaufeüien Ventoß gegen An. 14 Abs. 1 
GG ankäine. 

4. Die Vodirage des Eigeiiaitnsveriiists durch Rechtsgesdiaft 

4J RecktsfteschqftUcher Eiyrerb seitens der Kunst und Anti- 
quitäten GmbH Ost-Beriin? 

Das KG hat - nach Feststellung der ordre public- Widrigkeit 
des freihändigen Verkaufs - gepeßfu ob die Kunst und Anti- 
quitäten GmbH Ost-Beriin die Standuhr gutgläubig erworben 
hat. Das Gericht hat dies vemetnL weil das sowohl aus der Sicht 
der BRD als auch der OOR*^ als lex rci sitae maßgeblicKe 
DDR-Recht für Fälle wie den vorliegenden keinen gutgläubigen 
Erwerb kenne cEnischetdungsgriinde sub V 5). Daß der freihän- 
dige Verkauf dem Kl. seine Eigentümenteilung nicht genommen 
hat. trifft im Ergebnis zu. jedoch muß die Begründung anders 
lauten. Es handelt sich hier nicht um einen privatrechtseeschäft- 
^chen Eigentumserwerb. für Öen Gutglaubcnsvorschriften be- 
gehen ( könnten i. sondern um einen i unwirksamen i Erwerb kraft 
/itaatlichen Hoheitsaktes, bei dem der gute oder böse Glaube 
irrelevant ist**. 

4 2 Rechtsftesdiäftlicher Erurrh seitens der ßeklattten '/ 

Das KG läßt den Eigentumserwerb der Beki. an der Standuhr 
an der fehlenden Berechtigung bzw. Verfiigungsbcfugnis der 
veräußernden Firma bzw. am fehlenden guten Glauben der Er- 
werbenn scheitern. Maßgebend ist insoweit - das hat das KG 
zutreffend festgestelll - das Recht der DDR. in concreto das 
Gesetz über imcmaiionaic Wirtschaftsverträge (GIWl v. 5. 2. 
1976. Dieses Gesetz regelt auch den Eiceniumsübercang an 
verkauften Sachen. Da sich die Standuhr im .Augenblick (des 
Verkaufs undi des Eigentumsubenragungsaktes in der DDR 
befand, ist das GIW (mit seinen mobiliarsachenrechtlichen Vor- 
Nchriften) sowohl aus der Sicht der BRD als auch der DDR** als 
lex rei sitae*^ auf unseren Fall anwendbar. Nach $ 54 Abs. 1 c 
GfW erwirbt der Käufer das Eigentum an der verkauften Sache 
mit dem VoHzug der Licfettmg. die hier in der Auslieferung der 
Standuhr an den von der Bekl. beauftragten Spediteur in dön in 
der DDR gelegenen Auslieferungslager der DDR- Verkäuferin zu 
sehen ist i vgl. § 5 1 Abs. 2 GIW). Nach den vom KG eingehend 
gewürdigten tatsächlichen Umständen muß man jedoch davon 


ausgehen, daß die Erweroenn den ihr von « 54 Ab^. Satz 2 
GIW auicriegien Nachweis der Beachtung handelsüblicher 
Sorgfalt hinsi^tlich des Eigentums ooer der Venügungsoetug- 
nis des Verkäufers nicht geführt har*, ln diesem Zusammennanc 
istauch von Bedeutung, daß nach $54 Abs. 3 Satz 1 GIW bereits 
leichte Fahrlässigkeit schadet*'. Allerdings unterläßt es das KG. 
die Problematik der Wissenszurechnung (bezüglich der Gut- 
gläubigkeiO kollisionsrechtlich zu erörtern. Anscheinend legt 
das Gencht stillschweigend das ( wesi-i deutsche Recht zugrun- 
de. Diese Losung ist durchaus zweifelhaft. Die Frage der Statut- 
bestimmung fiir die Wissenszurechnung wurde bisher vor allem 
für den Venrcicr ( i. ü. durchaus kontrovers ) cföncrt“. Da es um 
eine Voraussetzung bzw. um ein Hindernis des (gutgläubigen t 
Eigentumserwerbs gehL also ein Tatbestandsmerkmal des Über- 
cignungsgeschäfts in Frage stehL sollten im Interesse einer 
einheitlichen Anknüpfung eines einheitlichen Sachverhalts auch 
dic'4^braussetzungen der Wissenszurochniing dem Erwerbs- 
SachstaniL hier also dem DDR-RechP*. umeriiegen (unseibsiän- 
dige Anknüpfung). Unterstellt man. daß das Subsumiionsefgeb- 
nis des KG sich bei Zugrundelegung des - die Frage nicht 
ausdiücklicfa regelnden ^ DDR-Rechts nicht ändert, so ist von 
einem negativ (s ohne Eigentumsübergang) abgeschlossenen 
ErwerbstatbestancT auf dem Gebiet der DDR auszugehen. Da 
tatsächliche Anhaltspunkte für einen lechtsgeschäftlichcn Er- 
werbstatbestand nach ..Verbringung** der Sunduhr nach West- 
Berlin fehleiu ist die vom KG durchgeftilirie entsprechende 
Prüfung überflüssig und der Verweis auf { 935 Al». 1 BGB 
irrelevant (vgL Entscheidungsgründe V 5). 

5. Zitsammenfassung 

Die beiden analysienen Urteile legen zu Unrecht (nahezui 
ausschließlidi die Regeln des intemafionaJen Enteignungsiechts 
zugnn^ Dies führt dazu, daß die cmschetdungsrelevanten 
international verfahrensrechtiiehen Fragen fibethaupe nicht ( KG) 
oder nur äußerst unzulänglich (BGH) geprüft werden. Die sich 
in einem inländischen Vindikationspeozeß stelleode Vxfrage 
des Eigentumsveriusts durch einen fiemdsiaatlichen Stcuerver- 
waltungs-Zwangsverwcftungsakt (hien freihändiger Verkauf) 
ist nicht als Pioblem der Anwendung fremden Rechts, sondern 
der Anerkennung eines hemdstaatlichen Hoheitsaktes zu behan- 
delfL Ein derartiger Hoheitsakt ist jedenfalls dann nicht anzuer- 
kennen. wenn die intemationale Zusändigkeif fehlt oder ein 
Verstoß gegen den formellen oder materiellen deutschen oidre 
public v^ie^ (Art. 30 EGBGB a. F. bzw. 6 ECBGB n. F.). In 
casu ist die Anerkennung der eigentumsübeitiagenden Wirkung 
des freihändigen Verkauf s der Standuhr seitens der ODR-Sieti- 
erbehörden mit dem inländischen ordit public nicht vereinbar. 


Das fiä MdI (ur die StellMirnaluiie m ArmthfmurrtJt»rrm iF«. I. 
S. 335). die dem BGH zusiinuiie«.. 

XU A. Ärmbrmg 9 erijnpfm iFn. IIS. 335. 

Kl BVerfGE 14. 22t. 241: BVerfGE 6.V .Vt3. 3M. 

X3 Vtl. InicnuKKmalcs Privatrechi. Komroemar zimi Rcehtian«reodiuic^- 
^etz. Bert«-Osi ( tVXV) Vorbem. zw fl 1 Nr. y 

X3 Aus der Siclu de« Recht« der BuiKlcsrepehlik tä^ im übricen hier kci« 
..VcrkehrsfcschSfr vor. weil Veräidtercr «nd Erwerber winschaftiich 
identisch sind: vel. MunchKomm-O**"^^- BGB. 2. AttU. ( 1VR6I f 
Rdn. IX. ' 

K4 Vf I. Inicmaiionalc« Privatrecht (Fn. 82). 

85 Auch die vo« manchen lür intemalionale Vcrielirspc«c)utte vor^* 
«chUeencfi abwciclicitdcn Anknupfttnesrceclii tt^!. dazu .Vlunch- 
Komm-Arrnrrr |Fn. S\ Rdn. 72 (T.) wurden im vodtcRndcn Fall zur 
AnwciMluiifL des DDR-Rechts führen. 

X6 Bleiben die Umsiandc de« Erwerb« im Hinblici auf den eviL Sor^pfalls- 
verstoö wiirckbrt. «cheiicit der Erwerb tim Gc-ccii«a</ /u t *I32 
Abs. 2 BGBl Dies beachten ArmhrmstertJoprm iFn. 1. S. .^38 1 nicht 
ausreichend. 

87 Das KG hat nicht eeprul'i. ob der Ei|:cni«uuüber|ranc nach ODR-Rccht 
schon wegen Abhandenkommen« «chciteni wurde. 

88 Vgl. MünchKomm-Sprf/rnbrrf vor An. 11 Rdn. 265 m. Naebw. 

89 Im Ereebnts. wenn auch ohne Bcerundune. ebenso Ärm*hrmiirr‘S**prm 
tFn. US. 338. 

90 Vfl. IdünchKomm-AVc'ujc'r iFn. 3» Rdn. 61. 



Die Anericennung rühn dazu, daß die inländische Scaaugewalt 
einem ausländischen Zwangsvoüsireckungsakt im Inland Wir- 
kung verieihL obwohl dieser Akt in einem Venähren zustande 
gekommen ist. das gegen fundamentale Rechtsgnindsaize der 
Bundesrepublik Deutschland verstößt, ln der Anerkennung liegt 
zunächst eine Verletzung des vertahrensrechtlichen ordne public, 
weil gegen keinen der zur Zwangsverwenung lührenden Ein- 
griffe der DDR-Steuerbehöiden der Gerichtsweg eröffnet war. 
Diese Anerkennungsvoraussetzung der Rechtsweggaianue er- 
gibt sich aus dem Rechtsstaatsgrundsau lAm. 20 Abs. 1. 28 
Abs. i Sau 1 i.V.m. Art. 2 Abs. I GG) und nicht (direkt) aus 
An. 19 .Abs. 4 Sau I GG. da die genannte gegen Eingriffe der 
deutschen vollziehenden Gewalt gerichtete Vorschrift im vorlie- 
genden Fall nicht unmittelbar verletzt war. Im übrigen verstößt 
die An und Weise der Besitzerlangung der screitgegenständli- 
chen Sache gegen Atl 13 Abs. 2 GG (Unveric^ichkeit der 
Wohnung). Ein Ventoß gegen den materiellrechtlichen ordre 
public kann in dem übennäßtgen Eingriff in die Vermögenspo- 
sition des Bekl. durch das Nachbesteuerungsverfahren gesehen 
werden < An. 14 Abs. 1 GG). so daß sich auch aus diesem Gnmd 
eine Anerkennung der eigentumsübertragenden Wirkung des 
freihändigen Verkaufs seitens der DOR-Steuerbehörden ver- 
bietet 




Dokument 6 




Cesppächsvermerk mit Herrn Märr 


Herr März Ist Geschäftspartner des AHB Nahrung und Interessiert 
sich speziell für Maler der Münchner Schule, 

Reserviert hat er (Entscheidung spätestens zur LHM 82) 

1 Bild Grützner - Angebotspreis 3o.ooo,- DM 

1 " Robaud " Bo.ooo,- DM 

2 Krüge (Shop) 

Zur LHM sollen auch über den Ankauf der Unikat-Produktion 
Meißen Verhandlungen geführt werden« 

Am Montag, dem 2«8. will sein Bevollmächtigter, Herr Steen, 
ein Bild Segelschiffe kaufen. Preis muß noch Vereinbarung’'^ 
werden« 

Alle Gegenstän'*A sind mit einem Kleber "reserviert März" bzw« 
Steen versehen, ' 
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Inforojition fflr C«no88ln Bmrx 


Besuch bei Berrn Mert. Roaenheia 


Berr Merz interessiert sich fOr unsere Kollektion der Stcha, 
Porsellanaanufalctur« Die Bare soll vertrieben werden in 
arabisofaen und afrikanischen Raun. 

Ich bitte, fQr den nfichsten Besuch von Herrn Steen eine 
Musterl^oliektion vorzubereiten« Als Preisangebot enpfehle 
ich, analog Intrac bei einer gröberen Abnahae Zt % Rabatt, 
zu geben« — , - 



I 


Kunst und Antiquiti-ten 
GmbH 


Berlin «-den . 


Umeatzabeeehnuno Export/Laoer 
Vertragener, t .SAPfio Cmpf Bngert • ^*» 

i 

Aufwand Ware 64400/ M , /107 . 

tttz 3o.«oo S A>i03, 30.000. - 

64400/ M /107~^ 


Auagehgarechnunga-Nr« 


Erlös- 


AMo.- 

/ 6400 ... 


Exportkaufmann 


Bearftrr ,*Lager 


Oiyx/\ 
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2. 


Vit stbtfssttbtfid 


^ ^ unm 

CA«f.*AM%.4<lb 

AM.44#^Ajv.4^ 1986 1/2 

2 2ß 5103 Q 6IÄ 30,9.S6. 

4. KM^ 

üQsef .R&ne 
Ab eaOxgttOLi 
D 8200 Roswhtlffl 


X NtCf^sMcvot/ : 


7, Utltr^t tb La<«r mcrtrclähtrlt 

Aalitftruaf 4» XoA 


4. TrmtpofM 


Trow»»t m i >n t{U^|^ 


^ ^ — — f .1 — 




t, MvfiltfWIf Mid NtHMMT 


V trftdtyVtfi. UHwBf 

IQUjlthbtek 


• Vtraaslctstt - 


•b ftVnitr 1986 


Aioolil fmd M ^ Virydif * WftBbt t t k hBuf «> Cod« 
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iiiiii 


Josef März 
82 Rosenhein 
Am Salzstadel 2 


Kunst und Antiquitäten 
GmbH i.L. 

z. Hd. des Liquidators 
Kastananienallee 19-21 

0-1409 Hühlenbeck 


Sehr geehrter Herr, 


als Anlage beigefugt 2 Schreiben, den Kaufvertrag 52-10/41001 be- 
treffend. 

Originalschreiben nebst sämtlicher Unterlagen und Aufstellungen ist 
Ihnen gestern, 14.03.1991, mit eingeschriebenem Brief ex Rosenheim 
übersandt worden. 

Ich darf Sie bitten die Vorabsendung als Fax-Kopien zu bestätigen. 
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JOSEr MÄRZ 


14.03.1991 

Kunst und Antiquitäten 
GmbH i . L . 

z.Hd. des Liquidators 
Kastanienallee 19-21 

0-1409 Mühlenbeck 


Kaufvertrag Nr. 52-10 / 41001 aee dew Jahre M84 

zwischen der Kunet und Antiquitäten BabH und Herrn Josef März 


Sehr geehrte Herren, 

mein 1988 verstorbener Vater Josef Herz sen. hat Anfang 1984 von Ihnen 
220 Unikate der Staatlichen Porzellanmanufaktur Heissen zum Kaufpreis von 
VE 1.625.000,— erworben. 

Bei dem damaligen Kauf wurde eine Packliste sowie eine begleitende 
Fotodokuraentation über die sogenannte "Böttger Sammlung” übergeben. 

Im Zuge der NachlaBabwicklung sind von der Erbengemeinschaft Josef März, 
als deren Bevollmächtigter ich auftrate, die 220 Unikate 1990/91 an die 
Firma Sabatier Antiquitäten GmbH, 2810 Verden, weiterverkauft und 
ausgeliefert worden. 

Diese hat nunmehr die seit der Auslieferung in Heissen ungeöffnet 
gebliebenen Kisten geöffnet und hierbei festgestellt, daB 220 Unikate 
hierin enthalten sind. Es sind jedoch in den Kisten nicht enthalten 
dreizehn sogenannte Hauptwerke der Böttger Sammlung, die in der 
Fotodokumentation abgewickelt sind. 

Oer Käufer verlangt nun von uns Nachlieferung dieser dreizehn Hauptwerke 
innerhalb von 14 Tagen, ersatzweise macht er für den Fall der Nicht- 
lieferung entgangenen Gewinn in Höhe von OH 1.007.000,— geltend. Das 
entsprechende Schreiben der Firma Sabatier vom 12.3.1991 füge ich zur 
Kenntnisnahme bei. Weiter erhalten Sie Farbkopien der fehlenden, soge- 
nannten Hauptwerke, die aus der Fotodokumentation der Kaufunterlagen 
entnommen wurden. 

Ohne damit einen Rechtsanspruch der Firma Sabatier GmbH der Erbengemein- 
schaft Josef März gegenüber anzuerkennen fordere ich Sie hiermit auf, 
die von der Firma Sabotier angemahnten 13 Hauptwerke innerhalb der 
gesetzten Frist nachzuliefem. 
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JCSg^ MARZ 


Für den Fall, daß Ihnen eine Nachlieferung nicht oder nicht recntzeitig 
möglich sein sollte, behalte ich mir meinerseits entsprechenden Ersatz- 
anspruch Ihnen gegenüber vor, sollte die Erbengemeinschaft tatsächlich in 
Anspruch genooanen werden. 

Für eine Rücksprache, ggf. unter Einbeziehung der Firma Sabatier GmbH, 
stehe ich nach vorheriger Terminabsprache gerne zur Verfügung. 


Hit vorzüglicher Hochachtung 





SABATIER 



Erbengemeinschaft Josef -März 

p, A. Büro Joaef März Verden, 12. MMrz 1991 

A.-n Silzstadel 2 Dl. /Ja. 


0-8200 Rösenheim 


Kaufvertrag von 30.11.1990 
220 Heiaaener Unikate 

Böttger Sammlung 

Sehr geehrter Herr Härz, 

wir kommen zurück auf unser Schreiben vom 26.02.91, dessen 
Eingang Sie uns telefonisch durch F rau Ffeilatedter am 
04.03.91 bastitigen lieBan. 

Durch die Tatsache, dsB zweifelsfrei 13, den Uert der Samm- 
lung nacnhaltig beeinflussende, Kernstücke auegetauscht 
wurden, ergibt sich aus der Differenz zwischen gekaufter 
und gelieferter Ware für uns ein Schaden, den wir im nach- 
folgenden näher erläutern und quantifizieren: 

Gekauft wurde eine Kunstsammlung bestehend aus 220 Unikaten 
der Manufaktur Meissen . (Böttger Sammlung). 

Sia übergaben bei den VerkaufsgesprKchen ela Spezifikation 
sieben Bildbände mit insgesamt 189 fotographlerten Teilen, 
d.h., Unikate, die garantiert in der Sammlung enthalten 
sein sollten. 

Oie Unikate 17/78, 26/7B und 62/78 waren in den Bildbänden 
doppelt dokumentiert, aodaß faktisch 166 Unikate durch die 
vorgenannten Bildbände belegt waren. 

34 Unikate waren entsprechend nicht dokumentiert. 

In unserer Vorkalkulatinn zur Vorbereitung der Vertraysver 
handlungen hatten wir die unspnz i f i zierten 34 Teile mit 
34 X 500 * DH 17.000, — in unserer Einkaufskalkulation ein- 
gesetzt und die spezifizierten 186 Teile mit entsprechenc 
DM 1.451.000,-- bewertet, sodaO wir zu einem kalkulierten 
Einkaufswert der Sammlung von OM 1.451.000, — kamen. 

Abgeschlossen wurde dann zu OM 1.500.000, — pauschal. 


SABATISX ANTIQUITÄTEN GMBH. POSTFACH t?ih, BERGSTR.ASSE 2 
D-2li: VERPtN. TELEFON 0 42 51/30 ii. TILEFA.X 0 42 )J/50 Sf, TELE.X 24 217 tt.aexi 
CESCKA5TSF0HRER: EDUARD SABATIER. HEINRICH L BARTELS 
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Bei den 106 Teilen wurde die Bewcrtunij vorgenommen 

nach gemachten Erfahrungen io Handel und im Terocst 
Export, und eine naturgemäß höhere Bewertung wurde 
vorgenonmen bei solchen Unikaten, die ausdrücklich 
ala Hauptwerke in dem Buch "Heissen ErOhsn.it und 
Ceganwart” durch die Manufaktur Meissen herausge- 
stellt wurden* Ebenso wurde die Marktwertigkeit 
der Künstler das Kollektivs berücksichtigt. 


Die vor Abschluß gemachte handschriftliche Einkau fsbewertung 
liegt bei. 

Bei Lieferung und Vergleich der Ware mit den Fotos in den sie- 
ben Bildbänden, stellte sich heraus, daß 13 spezifizierte Uni- 
kate fehlten, davon 10, die in de» Buch "Meissen Frühzeit und 
Gegenwart" als Hauptwerke geführt niardan. 


Es handelt sich ud: 

Ho. 64/79 Wandflieaanbild 
No. 54/80 Wandfliesenbild 
No. 11/80 Vase mit zwei Akten 
No. 26/79 Eiförmige Vase 
No. 52/79 Kugelförnige Vase 
No. 26/78 Wandplatte 
No. 66/79 Relief 
No. 55/79 Staffage 
No. 1/79 Ballettauae 
No. 69/79 Mädchenbüste 
No. 53/78 Harlekin 
No. 63/78 Figurenvase 
No. 64/78 rigurenvase 


("v.HW." = veröffentlichtes 
Hauptwerk) 

v.HW. Il/lß 
v.HW. 11/19 
v.HW. II/21 
v.HW 11/26 

v.HW 11/37 f Titel Rückseite 

v.HW 11/60 

v.HW 11/71 

v.HW n/73 

v.HW 11/74 

v.HW 11/76 

nicht publiziert 

nicht publiziert 

nicht publiziert 


Die Einkaufskalkulation ändert sich damit wie folgt: 


Gelieferte Teile it. Detailauf Stellung 1.147.00. — 

nicht gelieferte, spezifizierte Teile 

It. Detailaufstellung 359.500,-- UK 720. OOC 


abzgl. atattdessen gelieferte 13 

unspezi f izierte Teile 6 . 500 , -- 

353.000,-- 

Entgangener Gewinn; DH 707 . 000 . — - 

Dieses entspricht einer Abschlagskalkulation von 


\/K 13 .000 

353.C00, -VK7g7.G00 
1. 500.00U,’-- 


(VK 707.000 - EK 353.000) X 100 _ 

VK 707.000 

sabjvtier Antiquitäten gmbh, eostfach irzt, BEkesTftASSE : 

D-:*I0 VERDEN. TELEFON 0 42 Jl/JO 55, TELEFAX 0 42 3i/jc 51. TELEX 24 ;i 2 
r.trsrH AFTSFüHRERr EDUARD SABATIER. HEINRICH L BARTELS 
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Zu dem vorgenannten entyangenen 
Gewinn von 

ist eine pauschale Minderbewertung 
dar Sanolung hinzuzuaddieren, well 
diese unuollf tihdig ist. erfahrungsgemäß 


OM 707. OGO,-- 
DM 300.000,-- 


Cntgangener GeMinn insgesaet 


DM 1.0Ü7.C00, - 


Die pauschale Minderbewertung um OM 300.000, — ergibt sich 
aus der Handelsusance. Cs ist Jedermann bekannt, daß, wenn 
aus einer bedeutenden Sanalung hochkarätige Stucke entfernt 
werden, die sehr markant. sind (publiziert), der Wert der 
Gammlung nicht nur in dom tIaOv <ui'Uuky*ht, wie durch die 
Summe der fehlenden Einzelstücke belegt, sondern daß ein 
zusätzlicher Wertverlust für die Saamläng entsteht. 
Oarüberhinaus entsteht gegenüber unseren Kauf Interessenten 
ein Vertrauensverlust , der hier in Zahlen nicht ausgedrückt 
werden kann, dennoch aber einen beträchtlichen Schaden für 
uns bedeutet. 

Wir bitten Sie, damit wir unseren Verpflichtungen nachkommen 
können, denn die Ware wurde von uns nach Ihrer ursprünglichen 
Spezifikation angeboten, 

um Nschlieferuno der fehlenden Telle 
innerhalb von 14 Tagen. 

Sollte eine Nachlieferung nicht möglich sein, machen wir 
Schadensersatz geltend in Höhe der nachgewiesenen 

DM 1.007.000,— 

In der Erwartung, daß Lieferung und Spezifikation überein- 
stimmen würden, heben wir Ihnen zwei Bürgschaftserklärungen 
der Sparkasse in Bremen über je OH 500.000, — , fällig 20.04.91 
und 20.06.91, zur Sicherung der Restschuld aus diesem Kauf 
übergeben . 

In Anbetracht der nicht vereinbarungsgemäß durchgeführten 
Lieferung möchten wir Sie bitterj, der Sparkasse in Bre-men 
schriftlich mitzutailen, daß Sie bereit sind, wegen des 
beste.henden Disputs uns als H&uptschuldner in Abänderung 
der Bürgschaft die Rechte nach § 770 BGB und § 771 8R8 
einzuräumen . 


SABATfF.R ANTIQUITÄTEN GMBH, POSTFACH IZZA, BERGSTRaSSF 1 
D-:jI 0 VERDEN. TELEFON O Ji 10 iS, TKI.F.rAX 0 4i 1i/JC ii. TF.I F.Y •, j 

GESCHAFTSFCHRER: EDUARD SABATIER. HEINRICH U BARTELS 
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Wir bedauern sehr, eehr geehrter Herr Harz, da6 das mit Ihnen 
abgeschlossene Geschäft diesen Verlauf genommen hat. Wir er- 
kennen auch, daO Sie uon Ihren Lieferanten ganr offensichtlich 
getäuscht wurden. 


Wir können nur um Ihr Verständnis dafür bitten, daO wir keine 
andere Wahl haben, als uns an Sie, uneeren Vertragspartner, zu 
halten. 


Mit freundlichen Grüßen 



Sabatier Ant^^itäten GmbH 
Oieck 


SABATiE* Antiquitäten gmbh. posTfACH 1726, bercstrasse 2 

D-:<!0 VERDEN. TELEFON 0 42 31/JO SS, TELEFAX 0 42 JI/30 Sl. TELEX 3* 2J7 iiimez 
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Per Einschreiben 

Herrn 
Josef Kärz 

Am Salzstadl 2 
W — 8200 Rosenhein 


KUNST UND 
ANTIQUITÄTEN 
GMBH U. 


Mühlenbeck, den 25. 


fBr Sm Eipart and lapoit «eit Kumt* 
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3. 1991 


Ihr Schreiben vom 14. 3. 1991 


Sehr geehrter Herr Marz, 

Ihre Forderung weise ich dem Grunde und der Höbe nach 
zurück. 


Mit freundlichen Gxrüßen 



(Plokarz) 

Liquidator 
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Abweichender Bericht der Berichterstatterin Andrea Lederer 
(Gruppe PDS/Linke Liste) vom 27. April 1993 


Vorbemeiifung 

Der am 3. März 1993 von den Berichterstattern 
der CDU/CSU und der FDP-Fraktion festgestellte 
„3. Teübericht des 1. Untersuchungsausschusses" ist 
für die Abgeordnetengruppe der PDS/LL nicht zustim- 
mimgsfähig. Die PDS/LL legt aus diesem Grunde ein 
abweichendes Minderheitenvotxim vor. 

Daß die Kritik der PDS/LL in einem Minderheitenvo- 
tum artikuliert wird, hat seinen Grund in einem von 
der Ausschußmehrheit zu verantwortenden Verfah- 
ren bei der Erstellimg des Berichtes, das eine imma- 
nente Korrektur objektiv unmöglich machte. So wurde 
der von der Fraktion der CDU/CSU formulierte 
Abschnitt „Gesamtbeurteilimg" den Vertretern der 
Opposition erst einen Tag vor seiner förmlichen Fest- 
steUimg im Entwurf zugänglich gemacht. Der Antrag 
auf eine Fristverlängenmg um zwei Wochen, der von 
der PDS/LL ebenso gestellt wurde wie von SPD und 
Bündnis 90/Grüne wurde von den Koalitionsfraktio- 
nen mit Mehrheit abgelehnt. Das Verfahren zeugt von 
dem Desinteresse der Ausschußmehrheit an sachli- 
chen Einwänden. 

Ein Blick auf den Inhalt des von ihr vorgelegten 
Berichtes zeigt warum. Er zeichnet sich durch selek- 
tive Wahmehmimg einer komplexen Realität ebenso 
aus, wie durch ihre sehr einseitige Interpretation. 
Einige Beispiele mögen dies verdeutlichen. 

— Statt von Beweisen lebt der Bericht der Mehrheit in 
vielen Punkten von bloßen Behauptungen. Be- 
hauptet wird z. B., daß „Verstöße gegen das Kul- 
turgutschutzgesetz" der DDR „in einigen Fällen 
nachgewiesen werden" konnten „imd zwar für die 
Jahre 1986 bis 1989". In Wahrheit nennt der 
Bericht gerade mal einen einzigen FaU, wo Kultur- 
gut der Kategorie I die DDR verließ: den Verkauf 
des Marshalistabes eines preußischen Prinzen. 
Dabei vergißt der Bericht zu erwähnen, was er zu 
suggerieren versucht, daß nämlich dieser Stab 
keineswegs von der „Kirnst- und Antiquitäten 
GmbH" (KuA) einem Sammler weggenommen 
wurde, sondern von privater Seite aus freiwillig 
angeboten wurde. 

Als Kronzeugen für die Behauptimg, daß die 
„KuA" den Marshallstab wider besseres Wissen 
verkauft hat, zitiert der Mehrheitsbericht einen 
„Militärhistoriker" Kühn. Dieser Zeuge ist weder 
vor dem Ausschuß vernommen worden, noch liegt 
den Ausschußmitgliedem irgendein Dokument 
mit seinen Aussagen vor. Demgegenüber ver- 
schweigt der Mehrheitsbericht, daß der „Müitär- 
historiker Kühn" als Mitarbeiter der Abteilung 
Museen imd Denkmalpflege selbst mit Militaria 
gehandelt hat. Aus diesem Grunde wurde von dem 
damaligen stellvertretenden Kulturminister der 


DDR Dr. Dietmar Keller ein Disziplinarverfahren 
gegen ihn eingeleitet. 

— Für die behauptete „Aktion Licht", durch die 1962 
angeblich auf Befehl des Ministers für Staats- 
sicherheit regional historisch bedeutsames Mu- 
seums- imd Archivgut in Magdeburg und anders- 
wo beschlagnahmt wurde, bleibt der Bericht jeden 
Beweis schuldig. 

— Der Mehrheitsbericht widmet sich ausführlich der 
Vita und den geschäftlichen Aktivitäten des ehe- 
maligen Genercildirektors der Kunst und Antiqui- 
täten GmbH (KuA), Horst Schuster. Nicht erwähnt 
wird der Umstand, daß Schuster im Laufe seines 
Lebens nacheinander für die CIA, das Mf S und den 
BND tätig war und nebenbei noch staatliche Gel- 
der der DDR in Millionenhöhe an den Behörden 
vorbei zum Zweck der persönlichen Bereicherung 
im Ausland „geparkt" hatte. 

Die Methodik der Beweisführung im Mehrheitsbe- 
richt, zu erwähnen, was dem eigenen politischen 
(Vor)urteil gemäß ist, dafür zu verschweigen oder zu 
relativieren, was ihm widerspricht, steht in eklatan- 
tem Widerspruch zum Auftrag der Wahrheitsfindung. 
Die von der PDS/LL im folgenden vorgelegte Bewer- 
tung des Kunst- und Antiquitätenhandels bean- 
sprucht für sich nicht, der Weisheit letzter Schluß zu 
sein. Es ist der Versuch, sich einer Wahrheit anzunä- 
hem, die in der Regel komplizierter ist, als es partei- 
politische Kalküle zulassen. Der Form nach ist sie als 
Alternative zu dem Kapitel „D: Gesamtbeurteilung 
und Schlußfolgerungen" des Mehrheitsberichtes for- 
muliert, inhaltlich steht sie in Konkurrenz zum 
Gesamtbericht. 


Gesamtbeurteilung 
1. Sachstand 

1.1 Die eine Seite der Angelegenheit 

Auf der Ebene der Beschreibung ist der Sachverhalt 
eindeutig. Zum Zweck der Devisenbeschaffung hat 
die KuA vor allem mit Unterstützung des Ministeriums 
für Finanzen Kunstgegenstände und Antiquitäten in 
das kapitalistische Ausland verkauft. Soweit es sich 
beurteilen läßt, hat die DDR dabei ihre Selbstver- 
pflichtung, kein Kulturgut von nationaler Bedeutung 
(Kulturgut der Kategorien I und II) zu exportieren, 
weitgehend eingehalten. Bei der Beschaffung export- 
geeigneter Güter war sie allerdings in der Wahl ihrer 
Methoden wenig zurückhaltend. Der staatliche 
Kunsthandel wurde durch Planauflagen verpflichtet, 
einen Teil des ihm zur Verfügung stehenden Kunst- 
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Bestandes für den Export an die KuA zu veräußern. 
Gravierender, auch in moralischer Hinsicht, war der 
Umgang mit den privaten Sammlern. Ihnen wurde bei 
Verkauf die Belieferung mit Mangelwaren wie Auto- 
mobilen in Aussicht gestellt, gesellschaftliche Kon- 
sumengpässe also ausgenutzt. Mittels ihrer Steuerho- 
heit konfiszierte die DDR etliche private Sammlim- 
gen. Ihre Besitzer wurden zur Vermögenssteuer ver- 
anlagt, die sie in der Regel nicht bezahlen konnten. An 
„Zahlungs Statt'* gingen die Sammlxmgen in staatli- 
chen Besitz über, um anschließend exportiert zu 
werden. Für einige der Betroffenen hatte dieses, auch 
nach Maßgabe der DDR-Gesetzgebung, fragwürdige 
Verfahren nicht nur den Verlust ihrer Kimstsammlxm- 
gen zur Folge, vereinzelt landeten Sammler auch im 
Gefängnis, zumeist unter dem Vorwurf der vorsätzli- 
chen Steuerverkürzimg. Da aber das offenkundige 
Ziel in der Inbesitznahme der Sammlimgen bestand 
und dabei zum Teil gegenüber den Betroffenen rüde 
Methoden angewandt wurden, wird dieses Verfahren 
von ims als verurteilenswert imd schändlich angese- 
hen. 

Organisiert wurde der Kunsthandel über die KuA, die 
1973 ihre Exportgeschäfte aufnahm. Es handelte sich 
um eine Firma des Bereiches „Kommerzielle Koordi- 
nierung" der imter Leitimg von Alexander Schalck- 
Golodkowski stand. Wie alle DDR-Firmen, die mit 
dem kapitalistischen Ausland Handel trieben, war 
auch die KuA mit Mitarbeitern des Ministeriums für 
Staatssicherheit (MfS) durchsetzt. Inoffizielle Mitar- 
beiter (IM) waren bis in die Leitungsebene tätig. Sie 
verrichteten das Geschäft aller Geheimdienste: Sie 
berichteten über Kolleginnen und KoUegen, zum Teil 
in denunziatorischer Form imd versuchten, die gleich- 
gerichteten Aktivitäten der Gegenseite zu verhin- 
dern. Das staatliche Außenhandelsmonopol ver- 
schaffte der KuA eine fast konkurrenzlose Geschäfts- 
situation im Innern und eine relativ günstige Aus- 
gangsbasis gegenüber den auswärtigen Abnehmern. 
Mit wachsender Verschlechtenmg der Zahlungsbi- 
lanz erweiterte die KuA ihre Exportpalette auf Pfla- 
stersteine, Rhinozeroshömer, den Handel mit Halb- 
edelsteinen u. V. a. m. 

Der ökonomische Erfolg der KuA war eher gering. In 
den sechzehn Jahren ihres Bestehens konnte die 
Firma ca. 330 Mio. Valutamark an den Staatshaushalt 
abführen. Zum Vergleich: In seinem mündlichen 
Bericht vor dem „Runden Tisch" bezifferte Prof. 
Gerstenberger die jährliche Valutagewinnabführung 
des Gesamtbereichs „KoKo" in den Jahren 1986 bis 
1989 mit jeweils 1,5 Mrd. Valutamark. (Bericht vom 
12. März 1990) 


1.2 Und die andere Seite 

Diese Bestandsaufnahme läßt sich — immer noch auf 
der Beschreibungsebene — um einige Aspekte ergän- 
zen. Den Außenhändlem der DDR standen auf west- 
licher Seite Geschäftspartner gegenüber, die späte- 
stens seit 1984 aufgrund einer Veröffentlichimg in der 
Zeitschrift „ art'* wußten, auf welche Weise die KuA an 
ihre Handelsobjekte gelangte. Dieses Wissen hinderte 
sie nicht an lukrativen Abschlüssen. Bevor die DDR 


ihren Kimstexport in staatliche Regie nahm, tätigten 
westdeutsche Händler Geschäfte mit Privatanbietem 
in der DDR. Bei deren Export — z. T. wurden Kunst- 
gegenstände als „Umzugsgut" deklariert — entstand 
der DDR durch Vorenthaltung von ZoU- imd Steuer- 
zahlungen nicht unerheblicher materieller Schaden. 
Solvente westdeutsche Kunden bedienten sich direkt 
in dem Lager der KuA in Mühlenbeck mit wertvollen 
Antiquitäten. Künstler aus dem kapitalistischen Aus- 
land ließen sich ihr Auftrittshonorar in antiquarischen 
Naturalien entgelten. Bestens informiert über das 
Geschäftsgebaren der KuA war der Bundesnachrich- 
tendienst (BND). Er hatte seine Informanten bis in die 
Leitungsebene der KuA plaziert. Deren früherer 
Geschäftsführer Horst Schuster diente dem BND eine 
zeitlang bis zu seiner, vom westdeutschen Geheim- 
dienst organisierten Flucht 1983, als Kontakt. In der 
Bundesrepublik angekommen, wurden die aus der 
DDR exportierten Kunstwerke und Antiquitäten end- 
gültig zu Gegenständen der Geschäftemacherei. Sie 
bedienten entweder ein zahlungskräftiges Luxusbe- 
dürfnis oder wurden als spekulative Geldanlage 
genutzt. Das „Nationale Erbe", gegen das verstoßen 
zu haben der DDR im Mehrheitsbericht vorgeworfen 
wird, existiert unter den Gesetzen des Privateigen- 
tums in der Bimdesrepublik erst gar nicht als 
Anspruch. Dieser Umstand relativiert nicht die Prak- 
tiken der KuA, wohl aber die Selbstgerechtigkeit 
derer, die bezogen auf die DDR, moralisch verdam- 
men, was sie in der Bundesrepublik für selbstver- 
ständlich halten. 


2. Vorläufiges Fazit 

Die Beschreibung eines Sachverhaltes ist noch nicht 
seine Erklärung. Dies zeigt sich schon daran, daß die 
auf gelisteten Phänomene je nach politischem Stand- 
ort sehr imterschiedlich interpretierbar sind und auch 
interpretiert werden. Gegner des Sozialismus sehen in 
den Praktiken der KuA „eine dem Sozialismus imma- 
nente Ausbeutung des Menschen am Werk", die das 
Ende der DDR in ihren Augen nachträglich moralisch 
rechtfertigt (Drucksache 12/4500, S. 63). Sie bewerten 
die beiden Seiten der auch im Kunsthandel zum 
Ausdruck kommenden deutsch-deutschen Beziehun- 
gen sehr selektiv und verraten mit diesem Verfahren 
ihr politisches Interesse, für ein a priori gefälltes 
Negativurteil über die DDR nachträglich Belege zu 
sammeln. Apologeten der DDR, so es sie noch gibt, 
werden umgekehrt verfahren und mit dem Verweis 
auf die Aktivitäten westdeutscher Händler und 
Geheimdienste die DDR zu entschuldigen versuchen. 
Beide Varianten sind dem Kriterium der politischen 
Opportunität unterworfen und stehen damit zu dem 
der wissenschaftlichen Redlichkeit in Widerspruch. 
Wer die DDR nicht nur moralisch verdammen bzw. 
entschuldigen, sondern begründet kritisieren will, 
muß die festgestellten Phänomene des Kunsthandels 
zum Anlaß nehmen, weitergehende Fragen zu stellen. 
Ihre Beantwortung eröffnet, wenn auch nicht die 
Garantie, so doch die Möglichkeit, dem Wesen der 
Sache auf die Spur zu kommen. 
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3. Devisenerwirtschaftung als ökonomisches 
Programm 

Die DDR-Regierung etablierte den Bereich „KoKo", 
um auf diese Weise westliche Technologie zu impor- 
tieren, die sie allerdings nur gegen harte Devisen 
bekam. Als besonderes Organ der DDR- Volkswirt- 
schaft sollte KoKo vor allem im Handel mit der 
Bundesrepublik Deutschland diese Devisen erwirt- 
schaften, Dieses Programm macht die sehr unter- 
schiedlichen Ausgangspunkte deutlich, von denen 
aus die DDR imd die Bundesrepublik jeweils in das 
Ost-West-Geschäft einstiegen. Während in der Bun- 
desrepublik frei vagabundierendes Kapital nach loh- 
nenden, also gewinnträchtigen Anlagemöglichkeiten 
suchte, ging es der DDR im wesentlichen um die 
Beschaffung von sachlichen Elementen der Produk- 
tion. Ihr Ausgangspunkt war ökonomische Schwäche, 
nicht ökonomische Stärke. So mußte sie sich den 
Gesetzen des Weltmarktes, von denen sie zu profitie- 
ren erhoffte, zunächst einmal unterwerfen. 

Bei der Realisienmg ihres Beschlusses stieß die DDR- 
Volkswirtschaft folgerichtig auf gewaltige Hinder- 
nisse, die ihr zum Teil von ihren westlichen „Part- 
nern" errichtet wurden. Diese hatten an den Zah- 
lungsmitteln der Staaten des RGW kein Interesse. Sie 
verlangten die Bezahlung ihrer Exporte in die DDR 
in ihrer eigenen Wähnmg. Was in den Ländern 
des „Nicht-Sozialistischen- Wirtschaftsgebiets" (NSW) 
eine selbstverständliche Geschäftsbedingung dar- 
stellt, der Geldhandelr mußte die DDR als besondere 
Aufgabe in ihre Ökonomie erst noch einbauen: die 
Erwirtschaftung von Devisen. Mit dieser Aufgabe 
betraut vmrde u. a, der Bereich „Kommerzielle Koor- 
dinierung" , deren einer Bereich der Handel mit Kunst 
und Antiquitäten war. Einige Spezifika dieses volks- 
wirtschaftlichen „Geldbeschaffimgsprogramms" der 
DDR verdienen eine genauere Betrachtung. 

a) Im Gegensatz zu einem normalen innerkapitalisti- 
schen Geschäft, das mit der Realisienmg des geld- 
lichen Äquivalents für die Ware des Anbieters 
beendet ist, sollten die KoKo-Firmen mit ihren 
ökonomischen Aktivitäten der DDR die geldlichen 
Voraussetzungen für ihre eigentliche Handels- 
tätigkeit nüt dem kapitalistischen Ausland über- 
haupt erst verschaffen. 

b) Bei der Frage, mit welchen Mitteln die Devisen 
beschafft werden konnten, stieß die DDR erneut 
auf eine Schranke des Weltmarktes. Die meisten 
der in ihr produzierten Produkte stießen auf kein 
Kaufbedürfnis der westlichen Seite. Die DDR sah 
sich also von Anfang an gezwrmgen, eine beson- 
dere Abteilung ihrer Volkswirtschaft einzurichten, 
die extra Qualitätsware für das kapitalistische Aus- 
land produzierte. Erzeugt wurde danüt auch eine 
beträchtliche soziale Unzufriedenheit der Produ- 
zenten, denen natürlich nicht verborgen blieb, daß 
die qualitativ besten Waren ins westliche Ausland 
gingen, während für ihren Konsum Waren schlech- 
terer Güte „reserviert" blieben. Binnenökono- 
misch bedeutete dieses Unterfangen, daß der 
nationalen Ökonomie für die speziellen Export- 
erfordemisse zimächst Produktivkräfte entzogen 
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vnirden, wenn auch im Hinblick daraxif, künftig 
wirksame zu erwerben. 

c) Der chronische Devisenmangel der DDR begrün- 
dete sich also in der besonderen Architektur des 
Ost-West-Handels. Die Anstrengrmgen der DDR 
auf diesem Gebiet verschlechterten die volkswirt- 
schaftliche Lage mehr, als daß sie diese verbesser- 
ten. Die Inanspmchnahme von Krediten der DDR 
bei der Bundesrepublik Deutschland führten zu 
einer permanent wachsenden Auslandsverschxil- 
dimg der DDR. Seit 1969 erzielte die Bundesrepu- 
blik Deutschland im innerdeutschen Handel (IDH) 
einen permanenten Exportüberschuß. Waren die 
Liefenmgen in die DDR und die Bezüge aus ihr im 
Jahre 1968 in Milliarden Verrechnungseinheiten 
noch ausgeglichen, änderte sich dieses Verhältnis 
von 1969 von 2,1 zu 1,7 bis zu 1976 von 4,5 zu 3,9, 
Der in Anspmch genommene Swing (zinsloser 
Überziehungskredit) erhöhte sich von 400 Millio- 
nen in 1969 auf 600 Mio. in 1972 bis auf 850 Mio. in 
1976. Der Bimdesrepublik ermöglichte die wach- 
sende ökonomische Abhängigkeit der DDR von ihr 
eine stärkere politische Einflußnahme auf sie. Die 
Vergabe von Krediten bzw. die Erhöhung des 
Swing wurde immer mehr von politischen Zuge- 
ständnissen der Gegenseite abhängig gemacht, sie 
wurde erpreßt. So erklärte der damalige Kanzler- 
amtsminister Schäuble vor dem Untersuchungs- 
ausschuß, daß er die Sperrung des Ostberliner 
Flughafens Schönefeld für Bürgerkriegsflüchtlinge 
aus Sri Lanka gegenüber dem DDR- Unterhändler 
Schalck zu einer „ conditio " für die Erhöhung des 
„Swing" auf 850 Millionen DM gemacht habe. Die 
in dem Zweiten Statusbericht für den 1. Untersu- 
chungsausschuß des Deutschen Bundestags „Kom- 
merzielle Koordinienmg (KoKo)" (MAT A 136) 
getroffene Feststellung des Bundeswirtschaftsnü- 
nisteriums, daß „für die Bundesrepublik Deutsch- 
land (. . .) die innerdeutschen Wirtschaftsbeziehun- 
gen immer politisch wichtig (...) und gesamtwirt- 
schaflich im wichtig" waren, während „die Bezie- 
hungen" für die DDR „wirtschaftlich immer sehr 
wichtig" waren, bekommt hier einen materiellen 
Gehalt, der die Behauptung von den ausschließlich 
an „menschlichen Erleichterungen" orientierten 
„Bemühungen" der Bundesregienmg relativiert. 
Die tamilischen Flüchtlinge jedenfalls wurden 
durch Druck der Bundesregierung daran gehin- 
dert, ihrem heimatlichen Bürgerkriegselend zu 
entkommen. Die Empönmg darüber, daß die DDR 
sich menschliche Erleichtenmgen von der Bundes- 
republik habe abkaufen lassen, wirkt recht 
unglaubwürdig angesichts der Tatsache, daß die 
Bundesrepublik Deutschland bereit war, Geld für 
menschliche Verschlecht erxmgen auszugeben. 
Dies gilt zumindest für jene, die nicht bereit sind, 
Humanität von dem Nationalitätenstempel im Pass 
des Opfers abhängig zu machen. 

d) Einen vermeintlichen Ausweg aus dem Dilemma 
sah die DDR in dem Abschluß sogenaimter Kom- 
pensationsgeschäfte, Ware gegen Ware. Produk- 
tionsanlagen aus der Bundesrepublik Deutschland 
sollten mit Konsumgütem aus der DDR bezahlt 
werden. Auch hierbei waren die Ausgangsbedin- 
grmgen beider „Partner" sehr unterschiedlich. Die 
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Warenstruktur des innerdeutschen Handels ver- 
schlechterte die „Terms of Trade" zu Ungunsten 
der DDR. Sie war auf industrielle Folgeausrüstun- 
gen aus der Bundesrepublik Deutschland ange- 
wiesen, die Bimdesrepublik Deutschland umge- 
kehrt keinesfalls auf in der DDR produzierte 
Strümpfe. Der ehemalige Leiter der Berliner Treu- 
handstelle, Willi Kleindienst, beschrieb die ökono- 
mischen Auswirkimgen für die DDR. „Wenn" in 
diesem Fall (Textilien gegen Maschinen) „die 
Handelspartner im Westen argumentieren, die 
angebotenen Waren seien schwer verkäuflich, 
bleibt Ost-Berlin kaum etwas anderes übrig, als mit 
dem Preis herunterzugehen." (SPIEGEL 11/78) 
Dieser vom Westen imter Ausnutzimg ihrer wirt- 
schaftlichen Schwäche ausgeübte Zwang auf die 
DDR, Produkte weit imter Wert zu verkaufen, darf 
schändlich genannt werden. So verkaufte die DDR 
1978 Blusen, Röcke und Kostüme für 2,50 DM das 
Stück. Das wiederum überforderte die Wirtschafts- 
kraft der Nationalökonomie der DDR bei weitem. 
Sie bekam nicht selten Schwierigkeiten damit, die 
vereinbarten Kompensationswaren rechtzeitig zu 
liefern. In diesen Fällen wurde das Geschäft „Ware 
gegen Ware" vertragsgemäß aufgehoben und die 
DDR mußte bar bezahlen, in eben jenen Devisen, 
die eigentlich erwirtschaftet werden sollten. 


4. Die ökonomischen Rahmenbedingungen bei 
der Gründung der Kunst- und Antiquitäten 
GmbH 

Das Jahr 1973, in dem die Kunst- und Antiquitäten 
GmbH gegründet wurde, steht für eine durch externe 
Faktoren verursachte dramatische Verschlechterung 
der volkswirtschaftlichen Situation der DDR. Die DDR 
geriet durch die Explosion der Rohstoff-, insbesondere 
der Ölpreise stark unter Druck. Als klassisches Indu- 
strieland ohne besondere Rohstoffbasis war sie auf 
sichere und preisstabile Lieferungen aus der Sowjet- 
union angewiesen. Um an den international gestiege- 
nen Ölpreisen zu profitieren, nicht zuletzt mit dem 
Ziel, die eigene Wirtschaft anzukurbeln, löste die SU 
in diesem Jahr das bisherige Festpreissystem mit 
einigen Übergangsregelungen auf. Mußte die DDR 
1972 für sowjetisches Rohöl noch 59 Valutamark die 
Tonne bezahlen, waren es 1976 bereits 213 Valuta- 
mark. Dabei entrichtete die DDR als wirtschaftlich 
produktivstes RGW-Mitglied einen besonderen Tri- 
but. Für andere RGW- Staaten, so berichtete der Spie- 
gel 1977, sei der Preis bei weitem nicht so hoch 
geschraubt worden (SPIEGEL, 31. März 76). G. Mittag 
beziffert die Mehrkosten für das Rohöl in den Jahren 
von 1979 bis 1988 auf jährlich 15 Milliarden Mark, bei 
einem durchschnittlichen Wachstum der DDR-Volks- 
wirtschaft von ca. nur 10 Milliarden Mark. Das Außen- 
handelsvolumen mit der SU stieg in der Folge konti- 
nuierlich zu Lasten möglicher Technologieimporte 
aus dem NSW. 1974 betrug der Außenhandelsanteil 
der DDR mit dem NSW noch 30,9 %. Bis 1978 war er 
auf 23,7 % gesunken. Um den wachsenden Schulden- 
dienst zu bedienen — 1971 war die DDR noch schul- 
denfrei, 1978 hatte sie bereits 7,8 Mrd. Auslandsschul- 


den mit wachsender Tendenz — imterwarf die DDR 
immer größere nationale Ressourcen dem Zweck der 
Devisenbeschaffimg. 

Eine dieser Ressourcen war der Bestand an Antiqui- 
täten imd Kimstwerken, Gütern also, die nicht einmal 
Resultat DDR-eigener Produktion waren, sondern in 
früherer Zeit hergestellt wurden. Zu Waren wurden 
sie erst durch das zahlungskräftige Interesse des 
kapitalistischen Auslands, also in völliger Abhängig- 
keit von dessen Bedürfnissen. Der Rückgriff der KoKo- 
Firma KuA stieß dabei durchaus auf den Widerstand 
des staatlichen Kunsthandels, der Handel vom Stand- 
punkt des Erhalts imd der Verbesserung des nationa- 
len Kunstbestandes aus betreiben wollte. In dieser 
Funktion erschien er dem Bereich KoKo als geschäfts- 
schädigende Konkurrenz und wurde mit Unterstüt- 
zimg der entsprechenden staatlichen Organe immer 
stärker ausgebootet. Der Umstand, daß die DDR für 
die spärlichen Gewinne dieses Geschäftes, jährlich ca. 
30 Millionen, enormen politischen Unbül in Kauf 
nahm, zeugt dabei eben nicht von der Skrupellosigkeit 
der politisch Verantwortlichen, sondern von ihrer 
ökonomischen Not. Einer Not freilich, die sie hem- 
mimgslos werden ließ beim „Erwerb" von Kunstbe- 
standen ihrer Bürger. 


5. Das Ende der KuA unter der Regierung 
Modrow 

Nach der „Wende" zog die Regierung der DDR 
praktische Konsequenzen aus der öffentlichen Kritik 
an den Praktiken der KuA. Bereits zwei Tage nach der 
Vereidigung der „Regierung Modrow" verfügte der 
Ministerrat als eine seiner ersten Amtshandlimgen, 
„daß ab dem 22. November 89 Antiquitäten imd 
kulturelle Gebrauchsgüter nicht mehr exportiert wer- 
den konnten. Zugleich wurde festgelegt, die vorhan- 
denen Warenbestände durch staatliche Kommissio- 
nen zu begutachten und einer inländischen Verwer- 
tung, insbesondere Rückführung an die Museen, 
zuzuführen." (Drucksache 12/3462, S. 1727) 


6. Die Ideologie des „Nationaien Erbes** — ein 
Fehler der SED 

Es wird den Verantwortlichen der DDR nicht leicht 
gefallen sein, einen guten Teil des „nationalen Erbes" 
an kulturellen Gütern den ökonomischen Notwendig- 
keiten zu opfern. Positiver Reichtum ließ sich damit 
ohnehin nicht erwerben, der Verkauf hatte einen rein 
negativen Zweck, die Verhinderung der Zahlungsun- 
fähigkeit. Hinzu kam, daß die DDR auf dem Feld der 
Kultur, auf dem sie sich in der Systemkonkurrenz 
gegenüber der Bundesrepublik behaupten wollte und 
durchaus konnte, nur ungeme eine ideologische Nie- 
derlage hinnehmen wollte. Und der Verlust an politi- 
scher Identität trat im Selbstverständnis der SED- 
Politiker auch dann ein, wenn Kimstwerke imterhalb 
der gesetzlich für schützenswert erachteten Katego- 
rien in die Lager des weltpolitischen Konkurrenten 
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abflossen. Wer wie die SED den Imperialismus als 
„Feind jeder Kultur" bezeichnet, der bei „den wahren 
Künstlern nur Abscheu und Empörung hervorrufen 
kann", so jedenfalls ließ sich der damalige Kulturmi- 
nister Hoffmann auf dem K. Parteitag der SED 
verlauten, gerät in Legitimitätsprobleme, wenn er der 
„ kulturell verfallenden xmd verfaulenden imperialisti- 
schen Welt“ wertvolle Kulturgüter zum Kauf anbietet 
und deren Repäsentanten durch die Lager von Müh- 
lenbeck führt. (Protokoll der Verhandlimgen des IX. 
Parteitages der SED, Bd.l, S. 362) 

Von imserem Standpunkt aus ist allerdings nicht nur 
der Verkauf von Kulturgütern kritikabel, sondern 
auch die politische Ideologie, die sich der Bewahrung 
nationaler Kulturgüter als Dienst am Sozialismus 
verschrieben hat. Und das gleich in zweifacher Hin- 
sicht. 

a) Die Bewahrung des kulturellen Erbes, die sich die 
DDR als gesetzlichen Auftrag selbst erteilte, meinte 
von Anfang an mehr als die Pflege imd Konservie- 
rung künstlerischer Produkte aus vorsozialisti- 
schen Epochen. Die Selbstverständlichkeit, die 
ästhetisierte Suche nach subjektiver Wahrheit in 
der Kunst der Nachwelt zu erhalten, um ihr den 
Genuß an und durchaus auch Lehren aus der Kirnst 
zu ermöglichen, reichte den betreffenden Ideolo- 
gen der DDR, die allerdings auch in den eigenen 
Reihen nicht ohne Widerspruch blieben, nicht aus. 
Das Programm der SED verdeutlicht den politi- 
schen Zweck, der mit der Pflege des „Erbes" 
verfolgt wurde. „ Die sozialistische Kultur der Deut- 
schen Demokratischen Republik ist dem reichen 
Erbe verpflichtet, das in der gesamten Geschichte 
des deutschen Volkes geschaffen wurde. Alles 
Große und Edle, Humanistische und Revolutionäre 
wird in der Deutschen Demokratischen Republik in 
Ehren verwahrt und weitergeführt, in dem es zu 
den Aufgaben der Gegenwart in eine lebendige 
Beziehung gesetzt wird." (Protokolle des IX. Par- 
teitages der SED, Bd. 2, S. 251). Indem die DDR sich 
als in politisch moralischem Sinne rechtmäßige 
Erbin alles Wahren, Schönen und Guten definierte, 
erklärte sie umgekehrt die Künstler früherer Epo- 
chen zu ideologischen Vorgängern ihres Verständ- 
nisses von Sozialismus. Die hätten sich demzufolge 
auch nicht in erster Linie als Künstler, sondern als 
Ausdruck einer geschichtlichen Entwicklung betä- 
tigt, an deren vorläufigem Ende der Sieg des 
Sozialismus nach ihrem Verständnis stand. Marx 
allerdings, auf den sich jene SED-Ideologen zu 
berufen pflegten, hätte sich gegen eine solche 
Instrumentalisierung der Kunst verwahrt. Ein Goe- 
the war nun mal kein Vorläufer des Sozialismus, 
auch kein heimlicher und um ihn zu einem solchen 
zu machen, muß man sein Werk verfälschen. Sol- 
che Kulturpolitik zeugt darüber hinaus von ideolo- 
gischer Schwäche der SED. Wenn nämlich die 
Legitimation eines „realsozialistischen" Staates 
gegenüber der eigenen Bevölkerung in relevan- 
tem Maße geschichtsphilosophisch aus der künst- 
lerischen Tätigkeit vorsozialistischer Epochen ab- 
geleitet wird, darm wohl deshalb, weil die aktuel- 
len materiellen Lebensumstände wohl nur wenig 
Anlaß zur Zufriedenheit bieten. Die geschichtstele- 
ologische Mystifizierung von Kunst, die ihr einen 


politischen Zweck zuschreibt, den diese schlech- 
terdings gar nicht haben karm, wirkt objektiv 
antiaufklärerisch und machte die SED für ihre 
eigene Bevölkerung in einem Punkt angreifbar, wo 
es nun wirklich nicht nötig war. So war der Mar- 
shallstab sehr kunstvoll gefertigt, „geerbt" aller- 
dings hatte die DDR mit ihm etwas anderes, ein 
Symbol des Militarismus. Daß dieses Symbol aus 
Devisennot an die westdeutschen Liebhaber ver- 
gangener wie zukünftiger Schlachten verkauft 
wurde, hätte der Bevölkerung der DDR möglicher- 
weise eher eingeleuchtet, als seine Erhebung zum 
„Quell" sozialistischer Nationalkultur. 

Der „Sozialistische Realismus", also die direkte 
Indienstnahme der Kunst zu staatlichen Propagan- 
dazwecken, ist die logische Fortsetzung dieses 
Kunstverständnisses. Die „realistische" Feier der 
„Werktätigen", ihrer Leistungen und Tugenden, 
fand ihr Komplement in einer Politik, die einen 
wirklichen Ansatz zur Überwindung der aus dem 
Kapitalismus übernommenen Arbeitsteilung ver- 
missen ließ. Statt praktische Schritte zu unterneh- 
men, um das Diktum Lenins, daß jede Köchin in der 
Lage sein müsse, den Staat zu regieren, Realität 
werden zu lassen, wozu es nötig ist, daß sie eben 
nicht in ihrer Tätigkeit als Köchin aufgeht — wer 
acht Stunden in einer Großküche tätig ist, kann sich 
die dazu notwendigen Fähigkeiten schon aus phy- 
sischen Gründen nicht aneignen — verklärte sie als 
Tugend, was ein zu überwindender Mangel der 
realsozialistischen Gesellschaft war. 

b) Die Rede vom nationalen Erbe ist mit einem 
sozialistischen Selbstverständnis ebensowenig 
vereinbar. Die Verwandlung des Werkes eines 
deutschen Künstlers in ein deutsches Kunstwerk ist 
nicht nur ein sprachliches Problem. Sie entkleidet 
die Kunst gerade ihres Spezifikums, der Subjekti- 
vität, und definiert sie zum Ausdruck eines ^ge- 
meinen deutschen Nationalcharakters. Diese Poli- 
tisierung der Kunst hat schwerwiegende Konse- 
quenzen. Wer sich an den Landschaften eines 
Caspar David Friederich nicht nur erfreut, wer an 
Goethes „Wahlverwandschaften" nicht die präzise 
Darstellung bürgerlicher Techniken der Heuchelei 
herausliest, sondern auf beides als Ausdruck erha- 
bener deutscher Kultur stolz ist, setzt die eigene 
nationale Kunst in ein Konkurrenzverhältnis zu 
anderen Kulturen und wird darüber — nationali- 
stisch. Diese falsche Gleichung ist auch verant- 
wortlich für eines der dunkleren Kapitel der DDR- 
Kulturpolitik. In den Jahren 1951 bis 1952 arbeitete 
der wohl bekaimteste kommunistische Komponist 
Hans Eisler den Text einer Faust-Oper aus, die im 
Mai und Juni 1953 Gegenstand einer heftigen 
Debatte im damaligen SED-Zentralorgan „Neues 
Deutschland" (ND) war, in deren Verlauf dem 
Kommunisten Eisler vorgeworfen wurde, „dem 
deutschen Nationalgefühl ins Gesicht geschlagen" 
zu haben sowie „die Einflüsse des heimatlosen 
Kosmopolitismus noch nicht überwunden" zu 
haben (ND, 14. Mai 1953). Es dauerte bis zum Jahr 
1982, bis wenigstens der Textentwurf der Eisler- 
Oper auf einer DDR-Bühne vorgetragen werden 
konnte. 
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Diese beiden Feststellungen ändern allerdings nichts 
daran, daß es durchaus anerkennenswert ist, daß die 
DDR im Vergleich zu ihren Möglichkeiten auch relativ 
mehr zur Erhalhmg imd Resta\irierung von Kulturgü- 
tern imd Denkmälern getan hat, vor allem breiten, fast 
kostenlosen Zugang zu Kirnst und Kultur ermöglichte 
und fast jeder und jedem ohne soziale Einschränkung 
kulturelle Betätigung ermöglichte. 

Daß der nationalistische Umgang der DDR mit Kultur 
auf keine Kritik der Ausschußmehrheit gestoßen ist, ist 
allerdings dadurch zu erklären, daß ein entsprechen- 
der Umgang mit Kultur auch in der Bimdesrepublik 
Deutschland üblich ist imd von der Ausschußmehrheit 
nach wie vor für richtig gehalten wird. Dies kommt 
nicht nur in der Klage über die angebliche Kultur- 
losigkeit der „Amerikaner" zum Ausdruck, die den 
Neid auf die ökonomische imd politische Potenz 
dieser Nation mit abschätzigen Verweisen auf ihre 
„Coca-Cola und Hamburger Kultur" ideell zu kom- 
pensieren versucht. Sie findet sich auch in dem Fazit 
des Mehrheitsberichtes, der in „Kunst und Kultur" 
eine der „Grundlagen der Identifikation eines Volkes 
mit seiner Vergangenheit" sieht und der „Staats- und 
Parteiführung der DDR" vorwirft, „jahrelang zugelas- 


sen" zu haben, „daß dieses nationale Erbe aller 
Deutschen systematisch dezimiert worden ist." Die 
Freude darüber allerdings, „daß ein Ende gesetzt 
worden ist" , ist sachlich falsch und politisch mehr als 
unglaubwürdig. Derm erstens ist der weitaus größte 
Teil dieses Erbes, ca. 60 %, lediglich von Deutschland- 
Ost nach Deutschland-West gewandert. Und zweitens 
ist der durch die Wiedervereinigung faktisch gewor- 
denen Unterwerfung der Kunst unter die Gesetze des 
Geldes die Möglichkeit geschaffen, diese erst recht zu 
dezimieren, nämlich zugunsten zahlungskräftiger 
Nachfrage, die sich von nationalen Gefühlen längst 
emanzipiert hat. Der Fall jenes japanischen Millio- 
närs, der sich nach seinem Tode zusammen mit dem 
von ihm rechtmäßig erworbenen Bild eines holländi- 
schen Meisters verbrennen lassen wollte, zeigt in 
seiner Außergewöhnlichkeit das Prinzip des Privatei- 
gentums an: exklusiver Besitz, der alle anderen von 
der Verfügung über ihn ausschließt 

Insofern ist Rudolf Bahro zuzustimmen, der die Wie- 
dervereinigung mit dem Satz kommentierte, nicht der 
bessere deutsche Staat habe gewormen, sondern der 
stärkere. 
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